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MZ:HerrRips,SiehabenalsPräsi-
dent des Deutschen Mieterbun-
desamWohngipfel2018imKanz-
leramt teilgenommen. Wie ist Ihre
Einschätzung?
Rips: Diese Veranstaltung war in
erster Linie eine Selbstdarstel-
lung der Bundesregierung. Ich
hätte mir mehr Diskussion ge-
wünscht und erwartet, dass hier
ein Signal für eine wirkungsvolle
Wohnungspolitik und ein ge-
rechteres Mietrecht gesetzt wird.

MZ: Welche Möglichkeit war Ih-
nen konkret zur Mitwirkung ein-
geräumt?
Rips: Alles war streng geregelt.
Kanzlerin und vier Fachminister haben die
Beiträge im Wesentlichen allein bestritten.
Offensichtlich bestand keine Bereitschaft,
sich mit Kritik und alternativen Vorschlä-
gen wirklich zu befassen. Als Verbandsprä-
sident war mir eine Redezeit von 60 Sekun-
den zugestanden worden. Das empfinde
ichalsFarce.Sokannundsolltemanbeider
Behandlung von Sachthemen nicht mitei-
nander umgehen.

MZ: Was hat der Gipfel denn überhaupt be-
wirkt?
Rips: Wir sind in einem Punkt einen Schritt
weitergekommen. Bund, Länder, Gemein-
den und die wohnungswirtschaftlichen
und wohnungspolitischen Verbände wol-
lendenWohnungsbauals„Gemeinschafts-
aufgabe“ aufgreifen und hierzu jeweils auf
ihren Ebenen Akzente setzen. Diese Er-
kenntnis kommt spät. Wohnungspolitik
hätte viel früher und intensiver in den Fo-
kus gerückt werden müssen.

MZ: Was meinen Sie damit?
Rips: Der Gipfel hat wenig Neues gebracht,
eher Absichtserklärungen produziert und
altbekannte Vorschläge wieder aufgegrif-
fen. Es fehlt an konkreten Maßnahmen.
Und es fehlt an Instrumenten zu schnellem
Handeln.

MZ: Wie beurteilen Sie die Ankündigungen
derBundesregierung?
Rips: Das Baukindergeld, auf das viele
Marktgläubige hauptsächlich in der CDU
große Hoffnungen setzten, ist meines Er-

Nachgefragt

auch weiterhin ein Instrument,
umMieterausihrenQuartierenzu
verdrängen. Sie muss flächende-
ckendaufvierProzentinDeutsch-
land gesenkt werden statt der ge-
planten acht Prozent in ange-
spannten Wohnungslagen und
elf Prozent allgemein. Und die
Kappungsgrenze für Modernisie-
rungsmieterhöhungen sollte ma-
ximal 1,50 Euro pro Quadratmeter
in fünf Jahren und nicht drei Euro
betragen.

MZ: Und was steht mietrechtlich
noch auf der Agenda der Koaliti-
onsregierung?
Rips: Wir sollen mehr Rechtssi-

cherheit bei der Aufstellung und Anwen-
dung von Mietspiegeln erhalten. Konkrete
Vorschläge liegen hierzu nicht vor. Offen-
sichtlich ist es der SPD gelungen, den Be-
trachtungszeitraum bei der Vergleichsmie-
te auf Abschlüsse der letzten sechs Jahre zu
verlängern (bisher vier Jahre). Dies wird ei-
nen kleinen und aus meiner Sicht nicht
wirklich bedeutsamen Mietpreisdämp-
fungseffekt haben. Wir plädieren eindeutig
für die Einbeziehung aller Mieten, denn sie
bestimmen den Wohnungsmarkt, nicht
nur die Neuabschlüsse von vier oder sechs
Jahren.

MZ: AngekündigtistaucheineWohngeldre-
form.
Rips: Selbstverständlich begrüßen wir eine
solcheMaßnahme.AusunsererSichtreicht
es aber nicht aus, das Wohngeld nach ein
paar Jahren zu erhöhen. Wir brauchen eine
feste Regelung zur Dynamisierung des
Wohngeldes, das heißt zur regelmäßigen
AnpassungderWohngeldleistungenandie
gestiegenen Mieten.

MZ: Wie geht es nun weiter?
Rips: Die Kanzlerin hat angekündigt, dass
der Wohngipfel kein einmaliges Ereignis
gewesen ist. Wohnungsbau und Gestal-
tung der Rahmenbedingungen brauchen
einerseits einen langen Atem, andererseits
sind kurzfristig wirkende Hebel überfällig.
Wir sind gespannt, wie die Idee des Gipfels
nunmehr konkret fortgeführt wird und zu
besseren Ergebnissen gebracht werden
kann.

achtens schlicht falsch. Es treibt die Preise
nach oben, führt zu Mitnahmeeffekten in
ländlichen Regionen und schafft keinerlei
bezahlbaren Wohnraum in den ange-
spannten Wohnungsmärkten. Sonderab-
schreibungsmöglichkeiten reizen zwar,
privates Kapital zur Investition in den Miet-
wohnungsneubau anzulegen. Die Bezahl-
barkeit wird damit aber nicht wesentlich
beeinflusst, denn Mietobergrenzen werden
nicht festgeschrieben. Die Beteiligung des
Bundes an den Kosten des sozialen Woh-
nungsbaus über 2019 hinaus ist zu begrü-
ßen. Ob allerdings für diese Legislaturperi-
ode fünf Milliarden Euro auch nur annä-
hernd ausreichen, darf angezweifelt wer-
den. Der Mieterbund will 100.000 Sozial-
wohnungen pro Jahr. Dafür brauchen wir
mehr als das Doppelte an Förderung des
Bundes.

MZ: Und was ist mit dem Mietrecht?
Rips: Das ist schlichtweg eine traurige Ge-
schichte. Abstrakt von der Notwendigkeit
zurPreisdämpfungbeiMietenzusprechen,
konkret aber nicht die dazu notwendigen
mietrechtlichen Maßnahmen zu veranlas-
sen, hilft den Mieterinnen und Mietern in
Deutschland nicht weiter. Die Mietpreis-
bremse wird nicht wirklich gestärkt.
Die Modernisierungsmieterhöhung bleibt

Wohngipfel im Kanzleramt

„Der Wohngipfel war
in erster Linie eine

Selbstdarstellung der
Bundesregierung.“
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Münchener demonstrieren 
gegen Mietwucher

Nachrichten

Grüne warnen: Verordnungen zur Mietpreisbremse laufen aus
� Die in vielen deutschen Städten geltende Mietpreisbremse gegen überzogene Miet-
forderungen könnte in fast allen Bundesländern im Jahr 2020 auslaufen, warnen Bünd-
nis 90/Die Grünen. Denn dann enden die seit Juni 2015 auf fünf Jahre befristeten Ver-
ordnungen in den Ländern. Die Verordnungen laufen spätestens 2020 aus. Das geht aus
der Beantwortung einer Anfrage der Bundestagsfraktion der Grünen hervor. Den
Wunsch, die Anwendungsmöglichkeiten zu verlängern, habe noch kein Land und kei-
ne Kommune an die Regierung herangetragen, heißt es zudem in der Antwort der Bun-
desregierung.
Die hessische Landesregierung hat jetzt jedoch angekündigt, die Verordnung vorzeitig
verlängern zu wollen. Auch Rheinland-Pfalz will schnell handeln. Eine Verlängerung
über den Sommer 2020 ist jedoch nur dann möglich, wenn die schwarz-rote Koalition
im Bund  die zeitliche Begrenzung aufhebt.

Erzbistum Köln baut Wohnungen
� Kölns Kardinal Rainer Maria Woelki
will einen Beitrag zur Linderung der
Wohnungsnot leisten. 632 neue Woh-
nungen baut das Erzbistum Köln in der
Rheinmetropole. Die Zahl 632 steht dabei
symbolisch für die Bauzeit des Kölner
Doms von 1248 bis 1880. „Wohnen bleibt
ein Menschenrecht“, sagte Woelki zur
Aktion. Es dürfe kein Luxusgut werden.

„Aber wir erleben, dass ganze Stadtteile zu geschlossenen Vier-
teln werden. Das nennt man Gentrifizierung.“

Freiburg will mehr  Mülltrennung und Recycling
� Freiburgs Oberbürgermeister Martin Horn(parteilos) will die Bür-

Immer häufiger demonstrieren Men-
schen in den Großstädten gegen Immo-
bilienspekulationen und für mehr be-

zahlbaren Wohnraum. Mitte September zo-
gen unter dem Motto „#ausspekuliert“
10.000 Demonstranten vom Mariahilfplatz
bis zum Siegestor. Sie protestierten gegen
Luxussanierungen und steigende Mieten.

ger der Stadt noch stärker für
Mülltrennung und Recyc-
ling gewinnen. Erst kürzlich
hat er die Freiburger aufge-
fordert, auf Plastikstrohhal-
me zu verzichten. Bei der
städtischen Müllabfuhr ließ
sich der 33-Jährige verschie-
dene Systeme bei Abfall, Re-
cycling und Straßenreini-
gung zeigen. Dabei probierte
er eine Reihe von Geräten
selbst aus. Horn ist seit An-
fang Juli Oberbürgermeister
in Freiburg.

Baukindergeld: Seite bricht 
zusammen
� Zum Start des Baukindergeldes in
Deutschland hat es eine so hohe Nachfra-
ge gegeben, dass die Internetseite für För-
deranträge zeitweise zusammenbrach
und nicht mehr erreichbar war. Bereits in
den ersten Stunden gab es bei der KfW-
Bank, bei der die Förderanträge gestellt
werden können, mehr als 1.000 Anträge.
Während CDU/CSU sich dafür feiern las-
sen, dass sie etwas für Familien mit Kin-
dern getan haben, kritisieren FDP und
Grüne die Maßnahme als teure Subventi-
on zu Lasten der Steuerzahler, die die
Kaufkosten weiter anheizen werde. So sag-
te der FDP-Wohnungsexperte Daniel Föst:
„Mit dem Baukindergeld startet das teu-
erste und ineffizienteste Wahlgeschenk
der GroKo.“ Die staatliche Subvention
werde das Bauen nochmals verteuern. 

� Der Stadtrat der bayerischen Landes-
hauptstadt hat im Juli eine kommunale
Kappungsgrenze auf den Weg gebracht.
Bei den städtischen Gesellschaften GWG
und Gewofag, die rund 37.000 Wohnun-
gen besitzen, sowie bei von der Stadt
selbst an Angestellte vermieteten Woh-
nungen dürfen die Mieten demnach in-
nerhalb von fünf Jahren nur noch um
zehn Prozent steigen. Die bundesweite
Regelung erlaubt dagegen Mieterhö-
hungen von 15 oder 20 Prozent inner-
halb von drei Jahren. Bei Modernisie-
rungsmaßnahmen sollen maximal fünf
Prozent der Modernisierungskosten auf
die Mieter umgelegt werden können. 

München beschließt eigene
Mietpreisbremse

In einem Aufruf forderten die Initiatoren
Widerstand „gegen die zügellose Gier der
Investoren, gegen Gesetze, die Steilvorla-
gen für Entmietung sind und dadurch
Mieter zu Spekulationsobjekten ma-
chen“. Investoren und Politiker seien für
die explodierenden Mieten verantwort-
lich.
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Nachrichten

� Fast 36.000 Unterschriften hat die Ini-
tiative „Radentscheid“ in Frankfurt an
das Wahlamt übergeben. Die Initiatoren
sehen darin ein deutliches Zeichen da-
für, dass die Frankfurter bessere und si-
chere Radwege wollen. Die Initiative for-
dert unter anderem, dass pro Jahr Rad-
wege in einer Gesamtlänge von 15.000
Kilometern gebaut werden und 2.000
neue Fahrradparkplätze entstehen. 

Radentscheid

� Die meisten Heizungsanlagen in
Deutschland sind älter als 20 Jahre und
müssten nach Ansicht der Schornstein-
feger erneuert werden. Mehr als 70 Pro-
zent aller Heizungen arbeiten wenig effi-
zient. Der Schornsteinfegerverband be-
klagt, dass nur wenige Heizungsanlagen
ausgetauscht würden, auch wenn sie
schon älter als 30 Jahre seien. 

Viele Heizungen veraltet

Urban Gardening

Urban Gardening, öffentliches Gärt-
nern in den Städten, liegt im Trend.
Dabei ist der Anbau von Obst und

Gemüse auf Brachflächen in der Stadt in-
zwischen in der Mitte der Gesellschaft an-
gekommen. Die anfängliche Skepsis der
städtischen Ämter ist einem gemeinsamen
Herangehen mit den Gärtnern gewichen.
Vielerorts wird es öffentlich gefördert.
In Frankfurt hat das Grünflächenamt ein ei-
genes Urban-Gardening-Budget von
100.000 Euro im Jahr. 19 Projekte gibt es
mittlerweile in der Stadt. Das Grünflächen-
amt unterstützt Engagierte inzwischen mit
unterschiedlichen Hilfen, wie zum Beispiel
dem Liefern von Betonkübeln und Kom-
post. In Frankfurts Nachbarstadt Offenbach
plant die Verwaltung ihre Projekte gleich
mit dem Bürger gemeinsam. Über 2.000

Brachen sollen wiederbelebt werden. 
Aber immer wieder heißt es Abschied neh-
men vom eigenen Garten. Viele der Projek-
te sind nur für eine Zwischennutzung ge-
dacht. Das ist auch genau die Grundidee
der Bewegung. Doch ist der städtische Gar-
ten erst einmal eingerichtet, haben sich die
Nachbarn engagiert, wollen viele ihn nicht
mehr hergeben.

LEG investiert in Modernisierung
� Wie andere Konkurrenten auch hat
der Wohnungskonzern LEG jetzt ange-
kündigt, die Investitionen für Instand-
haltung und Modernisierung kräftig zu
erhöhen. Mit rund 250 Millionen Euro
wird in diesem Jahr der höchste Wert
seit rund 20 Jahren erreicht. Laut LEG
werden Mieter an vielen Standorten in
Nordrhein-Westfalen davon profitieren.
Doch die Geschäftsführerin des DMB-
Landesverbandes NRW, Silke Gott-
schalk, sieht für viele Mieter auch deut-
liche Nachteile. Umfassende Moderni-
sierungen führen in der Regel zu dauer-
haften Mieterhöhungen. Viele könnten
sich dann ihre Wohnung nicht mehr
leisten, sagt sie.

Vizekanzler Scholz wohnt
bei Berliner Lobbyisten
� Seit Herbst letzten Jahres
wohnen Finanzminister Olaf
Scholz (SPD) und seine Frau
Britta Ernst in einem Haus des
bekannten Berliner Lobbyisten
Siegmar Mosdorf. Wie „Bild am
Sonntag“ und der „Stern“ be-
richteten ist Mosdorf seit 2002
Gründungspartner der PR- und Lobbyagentur CNC Communicati-
ons, die intensive Geschäftsbeziehungen zum Finanzministerium
unterhält. Organisationen wie Lobbycontrol oder auch Transpa-
rency International kritisieren die Nähe des Finanzministers zu
dem Lobbyisten.

Staatliche Regulierungen auf dem Wohnungsmarkt?
� Mehr staatliche Regulierungen auf dem
Wohnungsmarkt fordert der Vorsitzende
der SPD-Landtagsfraktion in NRW, Thomas
Kutschaty. Die private Wirtschaft sei allein
nicht in der Lage, die bis zum Jahr 2020 lan-
desweit notwendigen 400.000 neuen Woh-
nungen zu bauen. Das Land NRW soll au-
ßerdem wieder eine eigene Wohnungs-
baugesellschaft gründen. Der Wohnungs-
not im Land entgegenzuwirken, sei „klas-
sische Heimatpolitik“. Damit sprach er an,
dass die nordrhein-westfälische Baumi-
nisterin Ina Scharrenbach (CDU) gleichzei-
tig auch Heimatministerin ist. 

� Der größte deutsche Wohnungskon-
zern Vonovia will nach harter Kritik von
Mietern und Mieterschützern schneller
und stärker als bisher auf die Bewohner
seiner Immobilien zugehen. Vorstands-
chef Rolf Buch kündigte an, noch in die-
sem Jahr besonders das Härtefallmanage-
ment zu verbessern und dafür auch neue
Mitarbeiter einzustellen. Im Streit um die
horrenden Mieterhöhungen infolge ener-
getischer und sonstiger Modernisierun-
gen will das Unternehmen die Mieter frü-
her informieren, so dass sie längerfristige
Planungssicherheit bekommen. Die bis zu
40 Seiten langen und kompliziert formu-
lierten Modernisierungsankündigungen
sollen verständlicher gemacht werden.

Charmeoffensive der Vonovia
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Studentenwohnungen: 
Mieten auf Rekordniveau

Für mehr als 400.000 Studienanfän-
ger hat in diesen Wochen der Start
ins neue Semester mit der Suche

nach einer passenden Wohnung begon-
nen. Am Studienort müssen Studenten
derweil immer tiefer in die Tasche greifen.
Beliebteste Wohnform ist und bleibt die
WG. 
Eine Analyse des Maklerunternehmens
Homeday für 75 deutsche Universitäts-
und Hochschulstädte zeigt, dass die Miet-
preise für diese Wohnform in den letzten
drei Jahren um durchschnittlich zwölf
Prozent stiegen. In München, Berlin,
Stuttgart und Passau beträgt der Auf-
schlag sogar mehr als 20 Prozent. Die WG-
Preise haben in München nicht nur am

stärksten zugelegt, sondern sie sind auch
mit Abstand die höchsten. So zahlten Stu-
denten vor drei Jahren für eine 80-Qua-
dratmeter-WG noch 1.140 Euro Kaltmiete.
Heute verlangen die Vermieter im Durch-
schnitt 1.410 Euro. Das sind rund 23 Pro-
zent mehr. Über zehn Euro je Quadratme-
ter werden im Schnitt auch in Köln, Frei-
burg, Regensburg, Heidelberg, Hamburg
und Berlin fällig. 
Deutlich preiswerter wohnen Studenten
im Osten der Republik. In Wittenberg,
Chemnitz, Magdeburg und Leipzig zahlen
sie mit 420 bis 560 Euro oft nur knapp halb
so viel wie in den teuren Städten im Wes-
ten. Kaum mehr zahlen sie in Bochum,
Dortmund und Saarbrücken.

Hohe Mieten – größeres Problem
� Zwei Drittel der Frankfurter klagen in
einer repräsentativen Umfrage über zu
hohe Mieten und knappen Wohnraum.
Das ist das Ergebnis der 25. Bürgerbefra-
gung. Ein Jahr zuvor hatte nur die Hälfte
der Befragten den Wohnungsmarkt als
größtes Problem eingestuft. Auf den Plät-
zen zwei und drei der größten städti-
schen Probleme rangierten die Verkehrs-
situation mit 26 Prozent und die öffentli-
che Sicherheit mit 17 Prozent.

Wieder Zuschüsse

� Ab sofort können private Eigentümer
und Mieter wieder Zuschüsse für Maß-
nahmen zur Barrierereduzierung bei der
KfW beantragen. Die Fördermittel für
Barrierereduzierung belaufen sich auf 75
Millionen Euro. Für den Einbruchschutz
stehen 65 Millionen Euro bereit. Mieter,
die Zuschüsse beantragen wollen, soll-
ten sich zuvor fachkundigen Rat bei ih-
rem Mieterverein holen, rät der Deutsche
Mieterbund.

� Nach Berechnungen des Vergleichspor-
tals Verivox erhalten Hartz-IV-Empfänger
auch durch die geplante Erhöhung der Re-
gelsätze zum 1. Januar 2019 nicht genug
Geld für Strom. Bei einem Alleinlebenden
mit einem Jahresverbrauch von 1.500 Kilo-
wattstunden betrage die Lücke im Bundes-
durchschnitt 50 Euro im Jahr. Beziehe der
Hartz-IV-Empfänger seinen Strom aus der
teuren Grundversorgung, fehlten ihm so-
gar 101 Euro.

Zu wenig Geld für Strom

Hamburg will mehr altersgerechte Wohnformen
� Hamburgs Bürgermeister Peter Tschentscher (SPD) sorgt sich,
dass es in Hamburg bald zu wenig altersgerechte Wohnungen
gibt. „So differenziert und unterschiedlich die Lebenssituation
und Menschen sind, so unterschiedlich müssen auch altersge-

rechte Wohnformen zur Verfügung stehen“, sagte er. Er setzt sich
deshalb dafür ein, dass mehr altersgerechte Wohnformen in allen
Stadtteilen entstehen. Zuvor hatte Peter Tschentscher gemeinsam
mit der Gesundheitssenatorin Cornelia Prüfer-Storcks (SPD) drei
Wohnmodelle für Senioren und pflegebedürftige Menschen in der
Stadt besucht.

Zentrales Immobilienregister
� Mit der Schaffung eines zentralen
Immobilienregisters will der Vorsit-
zende der Grünen, Robert Habeck,
die Spekulationen mit Immobilien
verhindern. Das Register soll bewir-
ken, dass sich die Eigentümer einer
Immobilie „nicht länger hinter du-
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� Die „Lange Lene“ in Leipzig feiert Ge-
burtstag. Der längste Plattenbau Sachsens
und einer der längsten Wohnblocks in
Deutschland wurde am 28. September 50
Jahre alt. Gut zwei Wochen zuvor feierte die
Eigentümerin, die Leipziger Wohnungs-
und Baugesellschaft (LWB), mit den neuen
und alten Bewohnern. Im Innern des Baus
verbindet ein Mittelgang die Wohnungen
der vier Hauseingänge miteinander. Ein
Spaziergang von einer bis zur anderen Sei-
te dauert etwa fünf Minuten. 
Etwa 60 Prozent aller Mieter sind 65 Jahre
und älter. Der Wohnblock wurde zwischen
1966 und 1968 erbaut. Der Name des 335
Meter langen Plattenbaus lehnt sich an den
Straßennamen an, an der er liegt: die Lene-
Voigt-Straße in Leipzig-Probstheida. Zur
Jahrtausendwende wurde der Plattenbau
saniert. 1999 wurde er unter Denkmal-
schutz gestellt. Begründung: Der Block sei
ein „seltenes Dokument sozialistischen
Städtebaus“. In den 795 Wohnungen leben
rund 1.300 Menschen.

Lange Lene feiert Geburtstag

Die Ankündi-
gung der Ber-
liner Ver-

kehrsbetriebe, ihre
jahrelange Praxis,
bestimmte Bahnhö-
fe im Winter nachts
für Obdachlose zu
öffnen, überdenken
zu wollen, ist auf
harte Kritik gesto-
ßen. Die Verkehrsbetriebe begründeten
ihre Überlegungen vor allem mit Sicher-
heitsbedenken. Da nachts der Stark-
strom im Gleisbereich eingeschaltet
bleibe, bestehe Lebensgefahr für die Ob-
dachlosen. Sie begäben sich mitunter in
größte Lebensgefahr, kletterten bei-
spielsweise unter Bahnsteige oder liefen
in Tunnel.
Unterstützung bekommt die BVG von

Bayern liegt vorn
� Beim Flächenverbrauch liegt Bayern
bundesweit an der Spitze. Tag für Tag
werden 12,1 Hektar Flächen für Sied-
lungs- und Verkehrszwecke neu in An-
spruch genommen. Das sei deutlich
mehr als in anderen Bundesländern,
heißt es in einer Antwort der Bundesre-
gierung auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Bleibt
es bei diesem starken Flächenver-
brauch, würde der Freistaat im Jahr
2030 mehr als ein Drittel der dann zuläs-
sigen bundesweiten Flächeninan-
spruchnahme (30 Hektar) für sich  benö-
tigen.

Mietentscheid gestartet
� Mit einem Bürgerbegehren will eine
Frankfurter Initiative den Bau von mehr
Sozialwohnungen und niedrigere Mieten
durchsetzen. Dafür sammelt sie in den
kommenden Monaten Unterschriften. Zu
den Forderungen der Initiative gehört,
dass die stadteigene Wohnungsbauge-
sellschaft ABG nur noch geförderten
Wohnraum schaffen soll und alle Mieter,
die Anspruch auf eine Sozialwohnung ha-
ben, maximal 6,50 Euro pro Quadratme-
ter zahlen sollen. Mindestens 20.000 Un-
terschriften braucht das Bündnis, um mit
der Forderung nach bezahlbarem Wohn-
raum ins Stadtparlament zu kommen.

Berlin: Streit um Schlafplätze

Gegen die Hitze wappnen
� Der Hauptgeschäftsführer des
Städte- und Gemeindebundes,
Gerd Landsberg, fordert ange-
sichts der dauerhaften Dürre
Vorkehrungen für künftige Hit-
zewellen. Dem Handelsblatt sag-
te er: „Wir müssen uns in Zukunft
darauf einstellen, dass die Som-
mer sehr heiß und nieder-
schlagsarm werden.“ Konkret schlug er eine verbesserte Wasser-
versorgung, zusätzliche Speicherkapazitäten, mehr Grün in den
Städten sowie den Anbau von Pflanzen in Grünanlagen und in
kommunalen Wäldern vor, die für den Klimawandel besser ge-
wappnet sind.

biosen Briefkastenfirmen in Steueroasen verstecken“ können.
Zusätzlich fordert er, sogenannte Sharedeals, bei denen Teile von
Firmen inklusive der Immobilien verkauft werden, um Grunder-
werbssteuer zu umgehen, zu verbieten.

Klaus Lemke soll nach fast
40 Jahren ausziehen
� Die schlimme Situation auf dem Mün-
chener Wohnungsmarkt macht auch vor
Prominenten nicht halt. So muss Regisseur
Klaus Lemke (77) nach fast 40 Jahren aus
seiner Mietwohnung ausziehen, berichtet die „Bild“. Sein Vermie-
ter habe Eigenbedarf angemeldet. Lemke muss zum 1. März auszie-
hen. Der „Bild“ sagte Lemke: „Ich will hier nicht weg. Und wenn es
so weit ist, müssen sie mich schon aus der Wohnung tragen.“

der Stadtmission. U-Bahnhöfe seien
kein Ort für obdachlose Menschen,
sagte deren Sprecherin Ortrud Wohl-
wend. Berlin brauche mehr dezentrale
Tagesstätten für obdachlose Men-
schen. „Die Verantwortung bei die-
sem gesamtgesellschaftlichen Thema
darf nicht an einen Verkehrsbetrieb
delegiert werden“, sagte Wohlwend
der dpa.



Rund 300 Menschen waren am 20.
September zum Alternativen
Wohngipfel gekommen – ange-

meldet hatten sich mehr, aber der Platz
im Berliner Umweltforum, einer ehemali-
gen Kirche, reichte nicht aus, um alle In-
teressierten unterzubringen. Über man-
gelnde Vielfalt konnte sich dennoch nie-
mand beklagen: Vom neun Monate alten
Baby, dessen Papa keine größere Woh-
nung für seine Patchworkfamilie findet,
bis zum fast 80-jährigen Mieteraktivisten
– alle waren dabei. Drinnen erarbeiteten
die Teilnehmer in 15 ausgebuchten
Workshops ihre Forderungen an die Bun-
desregierung, draußen malten bei Son-
nenschein Freiwillige die gesammelten
Vorschläge auf die Plakate für die Kund-
gebung am nächsten Tag. 

55 Forderungen
Zum Alternativgipfel eingeladen hatten
neben dem Deutschen Mieterbund auch
der Deutsche Gewerkschaftsbund, die
Sozialverbände Paritätischer und VdK,
die BAG Wohnungslosenhilfe und das
Bündnis Mietenwahnsinn. Der Berliner
Mieterverein übernahm einen Großteil
der Organisation und die Vernetzung der
Mieterinitiativen. Genauso vielfältig wie
die Interessen der Teilnehmer lesen sich
die gemeinsam erarbeiteten 55 Forderun-
gen. Die Palette reicht vom Mietenstopp
bis zum Ende der Spekulation mit Boden,
von besserem Schutz für Kleingewerbe
über neue Formen der Mietergenossen-
schaften, von mieterfreundlicher energe-
tischer Sanierung über den Abbau von
Diskriminierung am Wohnungsmarkt.
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Im Blickpunkt

Im Mittelpunkt der mietrechtlichen For-
derungen steht neben dem Kündigungs-
schutz eine verschärfte Mietpreisbremse
ohne die bisherigen Ausnahmen sowie
die Einführung von Bußgeldern für Ver-
mieter bei Verstößen. Eine weitere zen-
trale Forderung ist, dass die Mieten nicht
um mehr als zwei Prozent pro Jahr erhöht
werden dürfen und dass die Modernisie-
rungsumlage abgeschafft oder zumin-
dest auf vier Prozent beschränkt wird. 
Über eines waren sich alle einig: Die
Wohnungs- und Mietenpolitik der Bun-
desregierung reicht nicht aus, um den
Mangel an Wohnraum zu beseitigen.
Über eine Million vor allem bezahlbare
Wohnungen fehlen, und es werden im-
mer mehr, weil nicht genug neue gebaut

werden und zudem zehntausende Sozi-
alwohnungen jedes Jahr aus der Bindung
fallen. Nicht nur der Mieterbund findet,
dass der dramatisch steigenden Wohn-
kostenbelastung der Haushalte und der
zunehmenden Verdrängung kaum etwas
entgegengesetzt wird, das konnte man
den Reden von Politikern wie Caren Lay
(Die Linke), Chris Kühn (Die Grünen),
von Wissenschaftlern wie dem Stadtso-
ziologen Andrej Holm und Verbändever-
tretern wie Verena Bentele (VdK), Sabine
Bösing (BAG Wohnungslosenhilfe), Ul-
rich Schneider (Der Paritätische) sowie
den vielen Wortmeldungen von Aktivis-
ten und Betroffenen in den Workshops
entnehmen. 
Neben privaten Mietern fürchten dem-

Zwei Gipfel   in zwei Tagen

Die Bundespolitik hat
das Thema Wohnen

zwar oben auf ihre
Agenda gestellt, kon-

krete Verbesserungen
für Mieter sind jedoch

kaum zu sehen. 
Verbände, Vereine und

Initiativen schließen
sich nun zusammen –

für eine andere 
Mietenpolitik 
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Im Blickpunkt

Zwei Gipfel   in zwei Tagen
nach auch Kita-Träger, kleine Läden und
Eckkneipen, dass sie bald unter der Last
der Wohnkosten zusammenbrechen
oder vom Vermieter „heraussaniert“
werden, sie stehen der Verdrängung aus
ihren Kiezen teils fassungs- und hilflos
gegenüber. Bundes- und Landespolitik
bedienten in der Hauptsache die Bedürf-
nisse der Immobilien-, Bau- und Finanz-
wirtschaft und leisteten der Spekulation
mit Wohnraum und Boden Vorschub,
lautet die gemeinsame Kritik. 
Und das hat gesamtgesellschaftliche
Auswirkungen: Von den Wohnkosten
hängt nicht nur die Lebensweise einer
Person oder einer Familie ab, sondern
das soziale Gefüge. Rentner, Sozialleis-
tungsbezieher, Niedrigverdiener und in-

die Resozialisierung scheitern. Betroffen
gemacht habe ihn der Fall einer Frau, die
mit zwei Kindern seit 18 Monaten in ei-
nem Zwölf-Quadratmeter-Zimmer im
Frauenhaus lebe, weil sie keine bezahl-
bare Wohnung finde. Der VdK kritisierte,
es fehle nicht nur an bezahlbarem Wohn-
raum – etwa für die geschätzt 860.000
Wohnungslosen bundesweit –, sondern
auch an barrierefreien Wohnungen. Für
Rentner oder Körperbehinderte sei ein
selbstständiges Leben zuhause ohne
Umbauten kaum möglich. 
Der Alternative Wohngipfel sollte dem
zweieinhalbstündigen Wohngipfel der
Regierung mit rund 120 Teilnehmern et-
was entgegensetzen. Auf Einladung der
Kanzlerin kamen hier Bundesminister,

zwischen auch Menschen mit mittlerem
Einkommen werden aus den Innenstäd-
ten verdrängt. So verschlechtere sich
nicht nur die soziale Durchmischung der
Städte, durch die zunehmende Zahl der
Pendler steige auch das Verkehrsauf-
kommen und die Umweltbelastung, gab
Stefan Körzell vom DGB zu bedenken.
Und die Mietpreisexplosion belastet die
Verbände: „Wichtige soziale Arbeit lässt
sich nicht leisten, wenn die Wohnungs-
frage nicht gelöst ist“, sagte Ulrich
Schneider. Wenn Demenzkranken-WGs
oder Kitas die Mietverträge gekündigt
würden, sei es fast unmöglich, neue
Standorte zu finden. Auch bekämen
straffällig gewordene Menschen nach
der Haft keine Wohnung, daran könne

DDiiee  TTeeiillnneehhmmeerr  ddeess  
AAlltteerrnnaattiivveenn  

WWoohhnnggiippffeellss  vvoorr  ddeemm
UUmmwweellttffoorruumm  iinn  BBeerrlliinn
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binett noch schnell zwei
Gesetzentwürfe beschlos-
sen: Das von Justizminis-
terin Katarina Barley aus-
gearbeitete Mietrechtsan-
passungsgesetz soll die
Mietpreisbremse verschär-
fen und Mieterhöhungen
nach Modernisierungen
begrenzen. So muss der
Vermieter vor Abschluss
eines Vertrages unter an-
derem über die Höhe der
Vormiete informieren. Soll
die neue Miete um mehr
als zehn Prozent über der
ortsüblichen Vergleichs-
miete liegen, muss der
Vermieter das vorab be-
gründen. Künftig dürfen
Vermieter auch nur noch
acht statt elf Prozent der
Modernisierungskosten

auf die Miete umlegen. Das gilt allerdings
nur für fünf Jahre und nur dort, wo der
Wohnungsmarkt angespannt ist. DMB-
Direktor Lukas Siebenkotten kritisiert,
dass die Hauptprobleme der Mietpreis-
bremse ungelöst bleiben. So bestünden
die Ausnahmen fort und die Bremse gelte
nicht flächendeckend. Und vor allem:
„Eine wirkungsvolle Sanktion für Ver-
mieter, die sich nicht an das Gesetz hal-
ten, gibt es weiterhin nicht.“ Die Mieter-
höhungsmöglichkeiten nach einer Mo-
dernisierung müssten auf vier Prozent

und höchstens 1,50 Euro pro Quadratme-
ter begrenzt werden. 
Daneben liegt auch ein Gesetzesvor-
schlag des Finanzministeriums auf dem
Tisch. Er sieht Steueranreize für Investo-
ren vor, die Mietwohnungen bauen. Sie
sollen – zusätzlich zu den regulären zwei-
prozentigen Abschreibungen – eine auf
vier Jahre befristete Sonderabschreibung
von fünf Prozent im Jahr geltend machen
können. Dafür dürfen die Anschaffungs-
und Herstellungskosten der Wohnungen
allerdings 3.000 Euro pro Quadratmeter
(ohne Grundstück) nicht überschreiten,
damit keine Luxuswohnungen gefördert
werden. Auch müssen Bauherren zusi-
chern, dass sie die Wohnungen mindes-
tens zehn Jahre lang nicht in Eigentum
umwandeln. Die Mieterbund kritisiert vor
allem, dass gefördert wird, ohne eine
Mietobergrenze festzulegen. „Woh-
nungsanbieter werden natürlich die ho-
hen Marktmieten fordern“, so Mieter-
bund-Präsident Rips. Zudem bestehe die
Gefahr, dass eher in billigeren ländlichen
Regionen gebaut werde als dort, wo
Wohnraum dringend gebraucht werde.
Dieser bundespolitische Aktionismus im
Vorfeld des Wohngipfels sollte vor allem

Im Blickpunkt

RReeiinneerr  WWiilldd  ((BBeerrlliinneerr  MMiieetteerrvveerreeiinn)),,  KKaarriinn  BBaauummeerrtt  ((BBüünnddnniiss  MMiieetteennwwaahhnnssiinnnn)),,  
CCaarreenn  LLaayy  ((MMddBB,,  DDiiee  LLiinnkkee)),,  KKllaauuss  MMiinnddrruupp  ((MMddBB,,  SSPPDD)),,  LLuukkaass  SSiieebbeennkkootttteenn  

((DDeeuuttsscchheerr  MMiieetteerrbbuunndd)),,  CChhrriiss  KKüühhnn  ((MMddBB,,  DDiiee  GGrrüünneenn))  ((vv..  ll..)) ddiisskkuuttiieerrtteenn  üübbeerr  ddiiee  
EErrggeebbnniissssee  ddeess  AAlltteerrnnaattiivveenn  WWoohhnnggiippffeellss

Ministerpräsidenten, kommunale Spit-
zenverbände, diverse Fachverbände –
vor allem der Bau- und Immobilienwirt-
schaft – zusammen. 

60 Sekunden Redezeit 
für DMB-Präsident Rips

Unter den Teilnehmern war Mieterbund-
Präsident Franz-Georg Rips, dem gerade
einmal 60 Sekunden Redezeit zustan-
den. Außer Absichtserklärungen hatte
vom Treffen im Kanzleramt niemand all-
zu viel erwartet. Kurz zuvor hatte das Ka-

PPrreesssseeuunntteerrrriicchhttuunngg  nnaacchh  ddeemm  WWoohhnnggiippffeell  dduurrcchh  
OOllaaff  SScchhoollzz,,  VViizzeekkaannzzlleerr,,  SSttääddttee--  uunndd  GGeemmeeiinnddeebbuunndd--

PPrräässiiddeenntt  RRoollaanndd  SScchhääffeerr,,  TToobbiiaass  HHaannss,,  MMiinniisstteerrpprräässiiddeenntt
ddeess  SSaaaarrllaannddeess,,    BBuunnddeesskkaannzzlleerriinn  AAnnggeellaa  MMeerrkkeell,,  

HHoorrsstt  SSeeeehhooffeerr  ((vveerrddeecckktt)),,  BBuunnddeessmmiinniisstteerr  ddeess  IInnnneerrnn,,  
üürr  BBaauu  uunndd  HHeeiimmaatt  uunndd    MMiicchhaaeell  MMüülllleerr,,  RReeggiieerreennddeerr  

BBüürrggeerrmmeeiisstteerr  vvoonn  BBeerrlliinn  ((vv..  ll..))
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eines zeigen: Bezahlbares Wohnen ist der
Koalition wichtig. Doch selbst dem Koali-
tionspartner SPD gehen die Anstrengun-
gen nicht weit genug. Wohl auch deshalb
hatte Justizministerin Barley die Ausrich-
ter des Alternativen Wohngipfels am 13.
September zum Meinungsaustausch ein-
geladen. Für den Mieterbund erklärte Lu-
kas Siebenkotten der Ministerin, was er-

reicht werden muss: etwa ein besserer
Kündigungsschutz für Mieter oder sichere
Mietverhältnisse für soziale Träger und
Kleingewerbemieter. Am 21. September,
dem Tag des Koalitionsgipfels, traf man
sich erneut mit Barley – bei der Übergabe
von 70.900 Unterschriften gegen Mietwu-
cher und Bodenspekulation, die das
Bündnis Mietenwahnsinn innerhalb von
zwei Wochen gesammelt hatte. Magnus

Hengge, Mitinitiator der Kreuzberger
Nachbarschaftsinitiative Bizim Kiez,
überreichte sie vor dem Kanzleramt, und
Barley versprach, sich nach dem Gipfel
noch einmal mit den Verbänden zusam-
menzusetzen. 
Das ist nötig, denn die Beschlüsse, die am
Nachmittag aus dem Kanzleramt veröf-
fentlicht wurden, sind nicht geeignet, die
Befürchtungen der Verbände zu zerstreu-
en: Über die halbherzigen Gesetze und
das vom Mieterbund ebenfalls kritisierte
bereits beschlossene Baukindergeld hi-
naus gab es wenig, das geeignet wäre,
Mieter besser zu schützen. 2020 werden
demnach die Reichweite und der Leis-
tungsumfang des Wohngelds verbessert.
Auch wird die Berechnung des Mietspie-
gels angepasst, künftig sollen Mietverträ-
ge der letzten sechs und nicht wie bisher
der letzten vier Jahre einbezogen werden.
Der Mieterbund fordert aber, die Berech-
nung mindestens auf Grundlage der letz-
ten zehn Jahre durchzuführen, das „hätte
eine noch stärker preisdämpfende Wir-
kung für die Mietpreisentwicklung im
Wohnungsbestand“, so Siebenkotten.
Zudem könne kaum von einer Stärkung
des sozialen Wohnungsbaus gesprochen

werden, wenn die Fördermittel des Bun-
des von derzeit 1,5 Milliarden Euro auf je
eine Milliarde Euro in den Jahren 2020
und 2021 abgesenkt würden, kritisieren
der Mieterbund sowie die Gewerkschaf-
ten DGB und IG BAU.

Anfang einer bundesweiten 
Mieterbewegung 

Vorschläge, wie das Mietenproblem tat-
sächlich gelöst werden kann, wurden
nicht im Kanzleramt laut, sondern auf
dem Washingtonplatz vor dem Berliner
Hauptbahnhof. Mehrere tausend Men-
schen hatten sich zeitgleich zum Regie-
rungsgipfel versammelt und ihre Forde-
rungen zu Gehör gebracht. Die Demons-
tration ist nur eine von mehreren in die-
sem Jahr, bei der Mieter für ihre Rechte
auf die Straße gingen. So versammelten
sich im April 20.000 Menschen in Berlin,
Mitte September waren es über 11.000 in
München. Für den 20. Oktober hat das
Bündnis Mietenwahnsinn Hessen zu ei-
ner Kundgebung in Frankfurt am Main
aufgerufen. Die Aktionen und der Alter-
native Wohngipfel sollen nicht das Ende,
sondern der Anfang einer bundesweiten
Mieterbewegung sein.

VVoorr  ddeemm  KKaannzz--
lleerraammtt  bbeekkaamm
BBuunnddeessjjuussttiizzmmii--
nniisstteerriinn  KKaattaarrii--
nnaa  BBaarrlleeyy  ((SSPPDD))
7700..990000  UUnntteerr--
sscchhrriifftteenn  üübbeerr--
rreeiicchhtt  uunndd  vveerr--
sspprraacchh  LLuukkaass
SSiieebbeennkkootttteenn
((DDeeuuttsscchheerr  MMiiee--
tteerrbbuunndd))  uunndd
MMaaggnnuuss  HHeennggggee
((BBüünnddnniiss  MMiiee--
tteennwwaahhnnssiinnnn))
((vv..  ll..)),,  ssiicchh  bbaalldd
wwiieeddeerr  mmiitt  MMiiee--
tteerraakkttiivviisstteenn
uunndd  VVeerrbbäännddeenn
zzuu  ttrreeffffeenn

Mietenwahnsinn Hessen
Demo in Frankfurt:
Gegen den Mietenwahnsinn  –
für mehr bezahlbare Wohnungen
Samstag, 20. Oktober 2018
Start: 13.00 Uhr
Hauptbahnhof Frankfurt
Kommen Sie und machen Sie mit.
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Sie kletterten damit im Bundes-
durchschnitt mehr als doppelt so
schnell wie die allgemeine Inflati-

onsrate. Die Zahlen stammen aus einer
Antwort des für den Bau zuständigen In-
nenministeriums. Nachzulesen sind sie
in einer Antwort auf eine Anfrage des
Grünen-Abgeordneten Chris Kühn. Er-
mittelt hat sie das Ministerium aus Ange-
boten von Online-Immobilienplattfor-
men und Online-Wohnungsbörsen, die
verschiedene Tageszeitungen auf ihren
Internetseiten anbieten. 
Die anhaltende Steigerung der Mietprei-
se vor allem in Großstädten bestätigen

auch einzelne veröffentlichte Studien.
Der Immobilienberater ImmoConcept
gibt für die Wiedervermietungsmieten in
der Bankenstadt Frankfurt rund 14 Euro
je Quadratmeter an. Das sind fünf Pro-
zent mehr als vor einem Jahr. Betrachtet
man die letzten zehn Jahre, schlägt ein
Plus von 38,5 Prozent zu Buche. Neubau-
mieten sind mit 15,30 Euro je Quadratme-
ter noch teurer.
Die 14 größten Städte Deutschlands wer-
den teurer und teurer. Das Immobilien-
portal Immowelt machte für die 14 größ-
ten Städte zwischen 2008 und 2018 einen
rasanten Anstieg der Mieten aus. So zahl-

Die Mieten 
steigen und steigen

Die Mieterin-
nen und
Mieter sind

es leid. Immer öfter
und immer laut-
stärker gehen sie
auf die Straße, um
ihrem Unmut über
steigende Mieten,
fehlende Wohnun-
gen und Verdrän-
gung aus den ange-
stammten Stadt-
quartieren Luft zu
machen. 

Während Bundeskanzlerin Angela
Merkel zum Wohngipfel ins Kanz-
leramt eingeladen hatte, versam-
melten sich draußen auf dem Was-
hingtonplatz vor dem Berliner
Hauptbahnhof mehrere tausend
Menschen, um zeitgleich den For-
derungen der Betroffenen Gehör zu
verschaffen. Im April waren schon
einmal 20.000 Menschen in Berlin
auf die Straße gegangen. Im Sep-
tember demonstrierten 11.000 Mie-
terinnen und Mieter in München.
Das Bündnis Mietenwahnsinn Hes-
sen hat für den 20. Oktober zu einer
großen Kundgebung in Frank-
furt/Main aufgerufen. 
Die große Koalition verspricht den
Mietern, die aus den Fugen gerate-
nen Wohnungsmärkte zu regulie-
ren. Der Erfolg hält sich bisher in
Grenzen. Das Immobilienportal Im-
mowelt berichtete, dass sich die An-
gebotsmieten in nur fünf Jahren um
30 bis 50 Prozent verteuert haben.
Die notwendige energetische Mo-
dernisierung wird in den Händen
einiger Vermieter immer stärker zu
einem Instrument zur Mieterver-
drängung.
Die bisherigen Beschlüsse haben
wenig gebracht. Auch die neuen
Vorschläge reichen bei weitem
nicht aus, die Situation zu verbes-
sern und genügend bezahlbaren
Wohnraum zu schaffen und zu er-
halten. Schnelle Entscheidungen
tun aber Not. Ansonsten ist der so-
ziale Frieden in unserem Land in
Gefahr. 

LLuukkaass  SSiieebbeennkkootttteenn,,
DDiirreekkttoorr  ddeess  
DDeeuuttsscchheenn  

MMiieetteerrbbuunnddeess

Lautstark

Kommentar

Der Anstieg der Mieten hält unvermindert an. Im zweiten
Quartal 2018 stiegen die Wiedervermietungsmieten um 5,3

Prozent im Vergleich zum Vorjahreszeitraum. Im ersten
Quartal waren es sogar 5,5 Prozent
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ten die Mieter in Berlin im ersten Quartal
2018 mehr als doppelt so viel wie noch
vor zehn Jahren. Während die Bundes-
hauptstadt 2008 mit 5,60 Euro je Qua-
dratmeter noch am günstigsten in der
Preisklasse lag, müssen die Mieter im
Schnitt dort heute 11,40 Euro zahlen. Das
ist eine Preissteigerung von 104 Prozent. 
Berlin führt damit das Ranking der
höchsten Mietsteigerungen in den letz-
ten zehn Jahren deutlich an. Auf den
Rängen dahinter folgen München mit ei-
ner Steigerungsrate von 61 Prozent,
Nürnberg mit 54 Prozent, Hannover mit
52 Prozent und Hamburg mit 49 Prozent. 

München bleibt teuerste Stadt

Teuerste Stadt ist und bleibt München
mit 17,90 Euro je Quadratmeter. Dahinter
folgen Frankfurt (13,80 Euro), Stuttgart
(12,30 Euro) und Hamburg (11,90 Euro).
Berlin ist mit 11,40 Euro auf den fünften
Platz vorgerückt. 
Immowelt betrachtet auch den Anstieg
der letzten fünf Jahre. Den Bericht dazu
überschreibt das Portal mit „So stark stie-
gen die Mieten unter der GroKo“. Auch
bei diesem Vergleich liegt Berlin mit 52
Prozent Mietsteigerung seit 2013 an der
Spitze. Vor fünf Jahren lag der Quadrat-

meterpreis noch bei 7,50 Euro. Den zweit-
höchsten Mietenanstieg verzeichnete
Augsburg mit 40 Prozent. Erst dann folgt
München mit 35 Prozent. Immowelt
kommt aufgrund dieses Fünf-Jahres-
Trends zu dem Ergebnis, „dass sich in
den vergangenen fünf Jahren unter der

GroKo (große Koalition aus CDU/CSU
und SPD) die Mietpreise zum Teil hor-
rend gesteigert haben“. Von den unter-
suchten 80 größten Städten Deutsch-
lands sind in 79 die Mieten gestiegen. Le-
diglich in Rostock gaben sie im gleichen
Zeitraum nach.

Nach Angaben des Statistischen
Bundesamtes ist die Zahl der
Haushalte, die Wohngeld be-

kommen, gesunken. 592.000 Haus-
halte erhielten bundesweit Ende 2017
aufgrund ihres geringen Einkommens
den Zuschuss zur Miete oder zu den
Kosten selbst genutzten Wohneigen-
tums. Nach dem Anstieg der Wohn-
geldempfänger im Jahr 2016, in dem
das Wohngeld an die aktuelle Mieten-
und Einkommensentwicklung ange-
passt worden war, ging die Zahl der
Wohngeldempfänger nun wieder um
rund 40.000 zurück. Ohne Anpassung
des Wohngeldes an die sich verän-

Der Bund stellt auch in diesem
Jahr wieder 790 Millionen Euro
an Städtebaufördermitteln zur

Verfügung. Dazu kommen 200 Millio-
nen Euro im sogenannten Investitions-
pakt Soziale Integration im Quartier.
Mit den Geldern werden Jahr für Jahr
Kommunen bei der Umsetzung von
städtebaulichen Projekten unter-
stützt. Die Mittel stoßen dabei erhebli-
che Folgeinvestitionen an. Für das
Jahr 2018 wird von einem durch die
Förderung ausgelösten Gesamtinves-
titionsvolumen von rund 12,1 Milliar-
den Euro ausgegangen. Von den För-
dermitteln profitieren im hohen Maße
die klein- und mittelständigen Unter-
nehmen vor Ort. 
Der Großteil der Fördermittel geht in

Programme zur Förderung der Innen-
entwicklung (110 Millionen Euro), die
Förderung benachteiligter Quartiere
im Rahmen des Programms „Soziale
Stadt“ (190 Millionen Euro) und den
sogenannten Stadtumbau zur Anpas-
sung an den demographischen und
strukturellen Wandel in den östlichen
Bundesländern (140 Millionen Euro)
und in den westlichen Bundeslän-
dern (120 Millionen Euro). Zum Erhalt
historischer Stadtkerne und Stadt-
quartiere stellt der Bund 110 Millionen
Euro zur Verfügung. 70 Millionen
Euro sind dem Bund die Sicherung
und die Daseinsvorsorge im ländli-
chen und dünn besiedelten Raum
wert. 50 Millionen Euro fließen in das
Projekt „Zukunft Stadtgrün“.

dernden Einkommen oder Mieten
wird sie weiter deutlich in diesem und
auch im nächsten Jahr zurückgehen.
Die zu erwartenden Mietsteigerungen
werden nicht automatisch aufgefan-
gen. 
Eine Anpassung des Wohngeldes ist
frühestens für das Jahr 2020 geplant.
Beim Wohngipfel (siehe Seiten 8 bis
11) hat die Bundesregierung dies zu-
mindest in Aussicht gestellt. Ob es al-
lerdings dann zu einem dynamisier-
ten Wohngeld kommt, das sich auto-
matisch an die Einkommens- und
Mietenentwicklung anpasst, ist unge-
wiss. 

Weniger Haushalte 
erhalten Wohngeld

Millionen für den
Städtebau
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rekt kaufen, sondern Anteile an Firmen,
denen diese Objekte gehören. Weiter for-
dern die beiden SPD-Spitzenpolitiker
langfristige Preis- und Belegungsbin-
dungen für öffentlich geförderte Woh-
nungen sowie den Aufbau eines gemein-
wohlorientierten Wohnungsbestandes.
Bodenspekulation müsse verhindert,
Baurecht mit Baupflichten verbunden
und ein Flächen- und Immobilienregis-
ter geschaffen werden. 

Scholz legt nach
Der stellvertretende SPD-Bundesvorsit-
zende und Bundesfinanzminister Olaf
Scholz spricht sich in einem Gastkom-
mentar im Handelsblatt für ein Verbot
der Umwandlung von Mietwohnungen
in Eigentum aus. Ein solches Verbot
„wäre ein noch wirksameres Mittel, um
Mieter zu schützen“. Außerdem würde
es Geld „von Investoren in den nötigen
Neubau lenken, statt Spekulationen mit
Bestandsbauten zu befördern“. Schließ-
lich schlägt er vor, den Missbrauch bei
den Eigenbedarfskündigungen einzu-
schränken. 

Die im Koalitionsvertrag verein-
barten Mietrechtskompromisse
und die im Bundeskabinett be-

schlossenen Änderungen gehen selbst
der SPD nicht weit genug. Anfang Sep-
tember veröffentlichten die SPD-Vorsit-
zende Andrea Nahles und ihr Vize
Thorsten Schäfer-Gümbel deshalb ei-
nen Zwölf-Punkte-Plan mit weitreichen-
den Forderungen zur Mieten- und Woh-
nungspolitik. 
Kernpunkt ist ein Mietenstopp für alle
bestehenden Mietverhältnisse in Gebie-
ten mit angespanntem Wohnungsmarkt.
Dort dürften die Mieten für die nächsten
fünf Jahre nur um die Höhe der Inflati-
onsrate steigen, schreiben die Politiker in
ihrem Papier. Für Eigenbedarfskündi-
gungen sollen zudem schärfere Regeln
gelten, auch soll es grundsätzlich schwe-
rer werden, Miet- in Eigentumswohnun-
gen umzuwandeln. Nahles und Schäfer-
Gümbel fordern auch ein Ende der miss-
bräuchlichen Praxis sogenannter Share-
Deals. Dabei umgehen Immobilienunter-
nehmen die Grunderwerbssteuer, indem
sie nicht Gebäude und Grundstücke di-

SPD fordert Mietenstopp
AAnnddrreeaa  NNaahhlleess  ((SSPPDD))  uunndd  ddeerr  DDiirreekkttoorr  ddeess  DDMMBB  LLuukkaass  SSiieebbeennkkootttteenn  

iimm  GGeesspprrääcchh  bbeeiimm  VVoorrwwäärrttss--FFeesstt

Drohungen 
nach „Fest 

der Vielfalt“

Am 22. August war AfD-Chef Ale-
xander Gauland nach Darm-
stadt gekommen, um für das

Programm seiner rechtspopulisti-
schen Partei zur hessischen Land-
tagswahl am 28. Oktober zu werben.
Rund 30 zivilgesellschaftliche Initiati-
ven – darunter der DGB, Kirchen und
der Mieterbund Darmstadt – organi-
sierten daraufhin ein „Fest der Viel-
falt“; sie wollten zeigen, dass frem-
denfeindliche Positionen in ihrer
Stadt keinen Platz haben. Doch nach
der friedlichen Veranstaltung wurden
mehrere Menschen von AfD-Sympa-
thisanten bedroht. Die Grünen-Stadt-
rätin Nicole Frölich, Vorstand im örtli-
chen Mieterbund, erhielt anonyme
Hass-Mails und Fotos eines brennen-
den Hauses mit eindeutig bedrohli-
cher Aussage. Nach den Absendern
sucht die Polizei noch. 
Auch beim Darmstädter Mieterbund
und beim Bundesverband kamen be-
leidigende Mails an. Drei Mitglieder
hätten zudem gekündigt, weil sie mit
der Beteiligung des Mieterbundes am
„Fest der Vielfalt“ nicht einverstan-
den seien, sagt Margit Heilmann, Ge-
schäftsführerin in Darmstadt. Doch
das hält sie nicht davon ab, solche
Aufrufe zu unterstützen: „Die AfD ist
eine demokratisch gewählte Partei,
aber sie ist keine demokratische Par-
tei“, sagte sie. Fremdenfeindlichkeit
dürfe man nicht hinnehmen.

Unions-Abgeordnete 
für  mehr Mieterschutz

Sechs Bundestagsabgeordnete
aus CDU und CSU setzen sich für
eine mieterfreundlichere Bun-

despolitik ein. In einem Brief an Bun-
desinnenminister Horst Seehofer und
die CDU-Bundestagsfraktion forderten
sie eine bundesweite Begrenzung der
Modernisierungsumlage auf die Höhe
der örtlichen Vergleichsmiete plus
zehn Prozent.
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Das Armutsrisiko von Alleinerzie-
henden ist in den vergangenen
Jahren leicht gesunken. Es liegt

aber immer noch weit über dem Bevölke-
rungsdurchschnitt. Das geht aus den
neuesten Zahlen des Statistischen Bun-
desamtes hervor.
Im Jahr 2011 waren noch 37,1 Prozent der
Erwachsenen und Kinder, die im Haus-
halt eines Alleinerziehenden leben, von
Armut bedroht. Bis 2016 ging diese Quote
auf 32,6 Prozent zurück. In Haushalten, in
denen zwei Erwachsene mit Kinder le-
ben, waren allerdings nur elf Prozent von

82,5 Millionen Einwohner
� Ende 2016 lebten in Deutschland 82,5
Millionen Menschen. Das sind laut Sta-
tistischem Bundesamt 346.000 (plus 0,4
Prozent) mehr als im Vorjahr. Der Bevöl-
kerungsanstieg ist wie bereits in
den Vorjahren auf den Anstieg der Zu-
wanderung zurückzuführen. So zogen
knapp 500.000 (2015: 1,1 Millionen)
mehr Menschen nach Deutschland als
wegzogen.

Immer kleinere Haushalte
� Die Haushalte in Deutschland werden
immer kleiner. Im Schnitt waren es 2,01
Personen im Jahr 2016. 15 Jahre zuvor
waren es noch 2,27. Die kleinsten Haus-
halte gibt es in den Stadtstaaten Berlin
(1,80 Personen), Hamburg (1,85 Perso-
nen) und Bremen (1,87 Personen). In Flä-
chenländern leben mehr Menschen zu-
sammen, in Baden-Württemberg zum
Beispiel 2,10. 

Über 40 Millionen Wohnungen
� Ende 2017 gab es in Deutschland knapp
42 Millionen Wohnungen in Wohn- und
Nichtwohngebäuden. Das waren 1,7 Mil-
lionen oder 3,7 Prozent mehr als im Ver-
gleich zum Jahr 2010. Die Wohnfläche je
Wohnung belief sich Ende 2017 auf
durchschnittlich 91,8 Quadratmeter, die
Wohnfläche je Einwohner auf 46,5 Qua-
dratmeter. Sie stieg damit um 1,5 Quadrat-
meter seit 2010.

Armut bedroht. Mittlerweile handelt es
sich bei jeder fünften Familie um einen
Alleinerziehenden-Haushalt. Ihr Anteil
an den Familien stieg in den vergange-
nen 20 Jahren von 14 auf 19 Prozent. 
90 Prozent der Alleinerziehenden sind
Frauen. Nur 27 Prozent davon gehen bis
zum dritten Geburtstag des Kindes einer
Erwerbstätigkeit nach. Mehr als die Hälf-
te der nicht erwerbstätigen Mütter ist an
der Aufnahme einer Arbeit interessiert.
Fehlende Betreuungsmöglichkeiten, fa-
miliäre, aber auch persönliche Gründe
stehen dem oft entgegen.

Unter Statistikern gelten Personen im-
mer dann als armutsgefährdet, wenn ih-
nen weniger als 60 Prozent des Durch-
schnittseinkommens zur Verfügung ste-
hen. 
Mit einer Quote von 32,6 Prozent ist die
Armutsgefährdung von Alleinerziehen-
den beinahe doppelt so hoch wie im bun-
desdeutschen Haushaltsdurchschnitt
(16,5 Prozent).
Von der Armut sind insbesondere die
Kinder betroffen. Die Tafel berichtet,
dass von ihren  1,5 Millionen Nutzern  ein
Drittel Kinder und Jugendliche sind.

Von Armut bedroht
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Mangel und Leerstand nah beieinander

��KKaasssseell  --Wohnen ist ein Grundrecht, das
man nicht dem Markt überlassen kann.
Darin waren sich die Spitzen des Mieter-
bundes Nordhessen und Vertreter der
SPD bei einem Meinungsaustausch einig.
Der stellvertretende Bundesvorsitzende
der SPD, Ralf Stegner, und die beiden
Bundestagsabgeordneten Esther Dilcher
und Timon Gremmels sowie das lokale
Magistratsmitglied Esther Kalveram er-

Mietspiegel feiert Geburtstag

Mietspiegel für Meerbusch 
geplant

Projektwoche der Wiesbadener
Jugendkirche

Mehr Sozialwohnungen möglich

�� SScchhwweerriinn  -- Wohnungsmangel und
Leerstand liegen mitunter nah beieinan-
der. Während in Rostock und Greifswald
ab Oktober wegen der hohen Nachfrage
die Mietpreisbremse gilt, werden in 15 an-
deren Städten des Landes in diesem Jahr
700 leerstehende Wohnungen mit För-
dermitteln von Land und Bund abgeris-
sen. Allein in Tessin und Neustrelitz sind

Wohnen nicht dem Markt überlassen

läuterten die Positionen der SPD. Vereins-
chef Dr. Willi Hilfer und sein Stellvertreter
Harald Kühlborn beschrieben die seitens
des Mieterbundes notwendigen Verände-
rungen in der Wohnungs- und Mietenpo-
litik. Für die SPD stellte Ralf Stegner dabei
fest, dass das Wohnen als „die soziale
Frage“ Vorrang bei jeglicher politischer
Planung haben muss. Auf angemessenes
Wohnen gebe es ein Anrecht. 

es rund 250. Der Abriss – behördentech-
nisch auch Rückbau genannt – wird mit
fast 2,4 Millionen Euro aus Städtebauför-
dermitteln unterstützt. Seit dem Start des
Programms Stadtumbau Ost im Jahr 2002
sind in Mecklenburg-Vorpommern rund
29.400 Wohnungen der Abrissbirne zum
Opfer gefallen. Dafür gab es rund 100 Mil-
lionen Euro Finanzhilfen. 

�� LLüübbeecckk  -- Darauf ist der Mieterverein Lü-
beck stolz. Bereits seit 1993 und damit seit
genau 25 Jahren gibt es in Lübeck einen

�� DDüüsssseellddoorrff  -- Die Haus- und Grundbesit-
zervereine aus Düsseldorf und Neuss so-
wie der Mieterverein Düsseldorf haben
sich darauf verständigt, erstmals einen
Mietspiegel für Meerbusch herauszuge-
ben. Im Rahmen von Mieterhöhungen
wird derzeit auf die Mietspiegel von Düs-
seldorf, Kaarst oder Neuss zurückgegrif-
fen. In einem Fall wurde die ortsübliche
Miete mit unterschiedlicher Gewichtung
sogar aus allen drei Mietrichtwerttabel-
len zusammengesetzt. Da in Meerbusch
die Mietpreisbremse gilt, ist die Existenz
eines eigenen Mietspiegels dringend er-
forderlich. 

�� WWiieessbbaaddeenn  -- Im Rahmen einer Projekt-
woche der Wiesbadener Jugendkirche
Kana führte der Mieterbund Wiesbaden
eine Veranstaltung zum Thema „Die erste
eigene Wohnung – Auszug aus dem Hotel
Mama“ durch. Zur Veranstaltung erschie-
nen viele Jugendliche und junge Erwach-
sene, die demnächst beabsichtigen, aus
dem elterlichen Haushalt auszuziehen.
Nach einer unterhaltsamen Präsentation
stellten die Jugendlichen der Geschäfts-
führerin des Mieterbundes Wiesbaden,
Eva-Maria Winckelmann, viele Fragen
zum Thema.

�� KKiieell  -- Bei guten Förderbedingungen
sind in Niedersachsen 40.000 neue Sozi-
alwohnungen bis 2030 möglich. Davon
geht Niedersachsens Bauminister Olaf
Lies (SPD) aus. Eine solch große Anzahl
würde sich positiv auf die Preis- und Mie-
tenentwicklungen im gesamten Land
auswirken. Die derzeitige Fertigstel-
lungsrate von 1.000 Wohnungen im Jahr
müsste aber vervierfacht werden. 
Unterdessen ist die Zahl der Sozialwoh-

nungen in Niedersachsen im Vorjahr wei-
ter zurückgegangen. 82.496 Wohnungen
mit Mietpreisbindung gab es im letzten
Jahr noch. Das waren 3.270 weniger als im
Vorjahr. Im Jahr 2006 lag der Bestand
noch bei 97.785 Wohneinheiten. Der
Rückgang beträgt daher 15,6 Prozent.

Mietspiegel und damit ein Instrument,
welches Wohnungssuchenden einen An-
halt für das örtliche Mietpreisniveau bie-
tet und als zuverlässige Grundlage für
Mieter, Vermieter, Gerichte, Ämter, Mak-
ler und Banken bei der Beurteilung der
ortsüblichen Miete dient. Der Mietspiegel
leistet so einen wertvollen Beitrag für
Transparenz und Rechtssicherheit.
Pünktlich zum Geburtstag ist ein neuer
qualifizierter Mietspiegel 2018 herausge-
geben worden. 

KKaammeenn  zzuumm  MMeeiinnuunnggssaauussttaauusscchh  zzuussaammmmeenn  ((vv..  ll..))::  SStteellllvveerrttrreetteennddeerr  VVoorrssiittzzeennddeerr  
HHaarraalldd  KKüühhllbboorrnn,,  MMddBB  EEsstthheerr  DDiillcchheerr,,  MMddLL  DDrr..  RRaallff  SStteeggnneerr,,  SSttaaddttrräättiinn  EEsstthheerr  KKaallvveerraamm,,

VVoorrssiittzzeennddeerr  DDrr..  WWiillllii  HHiillffeerr  uunndd  MMddBB  TTiimmoonn  GGrreemmmmeellss  

EEiinniiggee  TTeeiillnneehhmmeerr  ddeerr  VVeerraannssttaallttuunngg
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CDU-Politikerin informiert sich

33 Euro Miete für den Quadratmeter

�� BBoonnnn  -- Ende August besuchte die CDU-
Bundestagsabgeordnete Elisabeth Win-
kelmeier-Becker den Mieterbund Bonn.
Bei einer Begegnung in Berlin hatte Mie-
terbundvorsitzender Bernhard von Grün-
berg die Sprecherin für Recht und Ver-
braucherschutz der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion eingeladen, sich aus erster
Hand über Sorgen und Probleme der Mie-

Landesregierung lässt Mieterschutzverordnungen auslaufen SWSG-Mieten werden 
2019 nicht erhöht

Begrenzte Mieterhöhung

Mieterverein fordert 
Mietpreisstopp

�� DDüüsssseellddoorrff  -- Der DMB-Landesverband Nordrhein-Westfalen befürchtet, dass die
schwarz-gelbe Landesregierung die von der Vorgängerregierung erlassenden Mieter-
schutzverordnungen auslaufen lässt. Auf eine Anfrage der SPD-Landtagsfraktion, wann
die diversen Regelungen auslaufen, kam die Antwort, zwischen 2019 und 2021. Von einer
Verlängerung war an keiner Stelle die Rede. Die auslaufenden Verordnungen über die
Kappungsgrenze, die Mietpreise, die Kündigungssperrfristen und die Umwandlung die-
nen allesamt dem Schutz der Mieter vor überzogenen Mieten und Kündigungen. Der Lan-
desverband hält es deshalb für erforderlich, dass die Verordnungen ausgebaut und ver-
längert werden. Besonders absurd: Verlängert die Landesregierung die Verordnung zur
Mietpreisbremse nicht, gilt sie in Nordrhein-Westfalen dann nicht mehr, obschon sich die
schwarz-rote Bundesregierung gerade darauf geeinigt hat, das Gesetz zu verschärfen.

DDiiee  GGeesspprrääcchhsstteeiill--
nneehhmmeerr  ((vv..  ll..))::  PPeetteerr
KKooxx,,  sstteellllvveerrttrreetteenn--
ddeerr  VVoorrssiittzzeennddeerr  MMiiee--
tteerrbbuunndd  BBoonnnn,,  BBeerrnn--
hhaarrdd  vvoonn  GGrrüünnbbeerrgg,,
VVoorrssiittzzeennddeerr  MMiieetteerr--
bbuunndd  BBoonnnn,,  EElliissaabbeetthh
WWiinnkkeellmmeeiieerr--BBeecckkeerr,,
MMddBB,,  HHeeiikkee  KKeeiillhhoo--
ffeerr,,  GGeesscchhääffttssffüühh--
rruunngg  MMiieetteerrbbuunndd
BBoonnnn,,  uunndd  MMiicchhaaeell
SScchhlleeiicchheerr,,  sstteellllvveerr--
ttrreetteennddeerr  VVoorrssiittzzeenn--
ddeerr  MMiieetteerrbbuunndd  BBoonnnn

ter in der Region Bonn/Rhein-Sieg zu in-
formieren. Die Abgeordnete ist gebürtige
Troisdorferin und vertritt den Rhein-Sieg-
Kreis seit 2005 im Bundestag. Als ehema-
lige Richterin ist sie außerdem vom Fach.
In dem Gespräch ging es unter anderem
um die Modernisierungsumlage, die Er-
stellung von Mietspiegeln und den Bei-
trag genossenschaftlicher Wohnungen. 
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VVoorr  ddeemm  HHaauuss  ddeerr  WWoohhnnuunnggsswwiirrttsscchhaafftt

�� WWiieessbbaaddeenn  -- Die großen Wohnbauge-
sellschaften sollen sich mit Mieterhöhun-
gen von maximal einem Prozent pro Jahr
begnügen. Diese Forderung der Wiesba-
dener SPD erhält Unterstützung vom Mie-
terbund Wiesbaden und verschiedenen
anderen Organisationen, unter anderem
Gewerkschaftler und Initiativen. Sie plä-
dieren für eine Regelung analog zum
„Frankfurter Modell“.

�� GGiieeßßeenn  -- Der Mieterverein Gießen hat
bei der städtischen Wohnungsbaugesell-
schaft Wohnbau einen Mietpreisstopp ge-
fordert. Um Mieterinnen und Mieter bes-
ser vor Verdrängung zu schützen, müsse
die Gesellschaft „nicht nur die Kappungs-
grenze bei Mieterhöhungen einhalten,
sondern innerhalb der nächsten drei Jah-
re gänzlich auf Mieterhöhungen verzich-
ten“. Als Mindestforderung müsse dies
zumindest für die Sozialwohnungen gel-
ten, die aus der Sozialbindung herausfal-
len. Außerdem fordert der Mieterverein,
dass die Wohnbau die Gewinnabführung
an die Stadt aussetzt und mit dem im Un-
ternehmen verbleibenden Geld dringend
benötigte neue Sozialwohnungen baut.
Der Magistrat der Stadt Gießen soll diese
Forderungen über den Aufsichtsrat
durchsetzen. MMiieettwwuucchheerr  iinn  ddeerr  OOsstteennddssttrraaßßee

�� SSttuuttttggaarrtt  -- Immer mehr Vermieter nüt-
zen die Wohnungsnot schamlos aus. So
verlangt die Firma Schapmann GbR für
ein kleines Zimmer am Ostendplatz mit 13
Quadratmetern bereits 430 Euro (33 Euro
pro Quadratmeter). Hinzu kommen 120
Euro Nebenkosten und eine unzulässige
Verpflichtung zu Schönheitsreparaturen.
Der betroffene Mieter wurde vom Jobcen-
ter an den Mieterverein Stuttgart über-
wiesen, um sich dort Rat und Hilfe zu ho-
len. Nun geht der Anwalt des Mieterver-
eins mit Hilfe der Mietpreisbremse gegen
den maßlosen Vermieter vor.

�� SSttuuttttggaarrtt  -- Auf Initiative des SPD-Stadt-
rates Martin Körner beschloss der Stadt-
rat, die für 2019 geplanten Mieterhöhun-
gen bei der städtischen Wohnungsgesell-
schaft SWSG auszusetzen. Schon 2016
hatte Martin Körner sich erfolgreich dafür
eingesetzt, die durchschnittliche Mieter-
höhung von zuvor zehn Prozent inner-
halb von drei Jahren auf sechs Prozent he-
runterzusetzen. 
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Bewegung in der Mietrechtsdebatte
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In den vergangenen Wochen hat die Bundespolitik das Thema
Wohnen und Mieten entdeckt. Gleich zwei Gesetzentwürfe wur-
den verabschiedet – einer zur Verschärfung der Mietpreisbrem-

se und einer zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneu-
baus. Sogar zu einem Wohngipfel hatte Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) geladen. Dem Mieterbund gehen die Vorschläge nicht
weit genug, er fordert eine bundesweit geltende Mietpreisbremse
ohne Ausnahmen und eine Absenkung der Modernisierungsumla-
ge auf höchstens vier Prozent, gekappt bei 1,50 Euro pro Quadrat-
meter. Auf einem Alternativen Wohngipfel erarbeiteten Mieter-
und Sozialverbände Vorschläge für eine wirklich mieterfreundli-
che Politik. Weitere Diskussionsbeiträge und Informationen
finden Sie unter www.facebook.com/DMBMieterbund und
www.twitter.com/DMBMieterbund



Miete von drei Vergleichswohnungen
stellt praktisch nie die tatsächliche orts-
übliche Vergleichsmiete dar. Erfahrungs-
gemäß suchen Vermieter eher solche Ver-
gleichswohnungen aus, die besonders
teuer sind. Gibt es vor Ort einen qualifi-
zierten Mietspiegel, muss der Vermieter
die sich daraus ergebende Vergleichsmie-
te zusätzlich in seinem Mieterhöhungs-
schreiben angeben, sonst ist die Mieter-
höhung unwirksam.
Aber auch wenn vor Ort nur ein einfacher
Mietspiegel existiert, sollte er als Ver-
gleich herangezogen werden, um die Ver-
mieterforderung richtig einzuschätzen.
Denn mit der korrekten Benennung von
drei Vergleichswohnungen hat der Ver-
mieter zunächst nur die formalen Anfor-
derungen an eine Mieterhöhungserklä-
rung erfüllt. Jetzt kann der Mieter zusam-
men mit seinem Mieterverein prüfen, ob
die geforderte Miete auch tatsächlich die
ortsübliche ist. Wenn nicht, sollte der
Mieter der Mieterhöhung nicht oder nur
teilweise zustimmen. Kommt es zu einem
Gerichtsverfahren, stellt das Gericht die
ortsübliche Vergleichsmiete mit einem
Sachverständigengutachten oder einem
qualifizierten Mietspiegel fest. Die Ver-
gleichswohnungen spielen hier keine
Rolle mehr.

Mieterhöhungen auf die ortsübli-
che Vergleichsmiete muss der
Vermieter begründen. Meistens

stützt er die Mieterhöhung auf einen örtli-
chen Mietspiegel. Nach dem Gesetz kann
er die Mieterhöhung aber auch mit einem
Sachverständigengutachten begründen
oder mit Vergleichswohnungen. Wäh-
rend das Gutachten relativ aufwändig
und teuer ist, sind die Vergleichswoh-
nungen leicht zu finden. Es reicht sogar
aus, wenn der Vermieter Wohnungen aus
seinem eigenen Bestand nennt, sie kön-
nen sogar im selben Haus liegen wie die
Mieterwohnung.
Begründet der Vermieter seine Mieterhö-
hung mit Vergleichswohnungen, muss er
mindestens drei Wohnungen vor Ort be-
nennen, in denen schon mindestens eine
so hohe Miete bezahlt wird, wie er mit sei-
ner Erhöhung fordert. Der Vermieter
kann nicht mehr als den Mietzins fordern,
der für die günstigste Vergleichswoh-
nung gezahlt wird. Er darf keinen Mittel-
wert aus den Mieten der Vergleichswoh-
nungen bilden. Die Vergleichswohnun-
gen müssen genau beschrieben werden,
so dass sie für den Mieter tatsächlich auf-
findbar sind. Es reicht aus, den Namen
des Wohnungsinhabers anzugeben,
Adresse, Geschoss – bei mehreren Woh-
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nungen auf einer Etage auch die Lage der
Wohnung, Wohnungsnummer oder Mie-
tername – und den Quadratmeterpreis.
Auf Besonderheiten der Mietwohnung
oder der Vergleichswohnungen, die sich
maßgeblich auf den Preis auswirken kön-
nen, muss der Vermieter hinweisen. Hat
die Mieterwohnung Einzelöfen, die Ver-
gleichswohnungen aber Zentralheizun-
gen, ist das nicht zu vergleichen. Trägt
der Vermieter diesen Unterschieden
nicht durch einen Preisabschlag Rech-
nung, ist die Mieterhöhung unwirksam.
Das Gleiche gilt für Unterschiede hin-
sichtlich der Art der Wohnung (Einfamili-
enhaus oder Geschosswohnung), der
Ausstattung und Beschaffenheit (Fahr-
stuhl, Balkon usw.) sowie der Lage der
Wohnung. Die Vergleichswohnungen
dürfen größer oder kleiner als die Mieter-
wohnung sein, entscheidend ist der Qua-
dratmeterpreis. Aber die Vergleichswoh-
nungen dürfen auch nicht um die Hälfte
kleiner sein, 40 Quadratmeter große Ap-
partements sind nicht mit einer 70 Qua-
dratmeter großen Wohnung vergleichbar
und eine Zweizimmerwohnung nicht mit
einer Vierzimmerwohnung.
Achtung: Mieterhöhungen, die auf Ver-
gleichswohnungen gestützt werden,
müssen sorgfältig geprüft werden. Die

Mieterhöhung mit Vergleichswohnungen
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Gebäudeversicherung
� Ist im Mietvertrag vereinbart, dass die
Mieter die Kosten der Gebäudeversiche-
rung zu zahlen haben, gehört auch das
mitversicherte Mietausfallrisiko dazu
(BGH VIII ZR 38/17). Der Vermieter hatte
hier einen Gebäudeversicherungsvertrag
abgeschlossen, der zeitlich begrenzt auf
24 Monate das Risiko eines Mietverlustes
infolge des versicherten Gebäudescha-
dens einschloss. Zwar könne eine separa-
te Mietausfallversicherung, die vorrangig
die finanziellen Interessen des Vermieters
abdeckt, nicht als Betriebskosten auf die
Mieter umgelegt werden. Anders aber,
wenn infolge eines versicherten Gebäude-
schadens ein Mietausfall entstehe. Hier
liege kein eigenständiger Versicherungs-
fall vor, der Mietausfall sei Bestandteil des
Versicherungsfalls der Gebäudeversiche-
rung. Nach Darstellung des Bundesge-
richtshofs ist die Mitversicherung eines
MietausfallsalsFolgeeinesGebäudescha-
dens fester Bestandteil marktüblicher Ge-
bäudeversicherungen.

Mängelbeseitigung, wenn
Mieter Wohnung nicht nutzt
� Der Mieter hat Anspruch auf Instand-
setzung der defekten Gastherme, und er
ist berechtigt, die Miete zu mindern. Da-
bei spielt es keine Rolle, ob der Mieter die
Wohnung tatsächlich nutzt und ihn der
Mangel an der Heizung subjektiv beein-
trächtigt oder nicht (BGH VIII ZR 99/17).
Hier hatte der Mieter die Wohnung na-
hen Familienangehörigen überlassen.
Der Bundesgerichtshof stellte aber klar,
dass der Vermieter, der eine Wohnung
mit Heizung vermietet, für die Versor-
gung mit Wärme und eine intakte Hei-
zungsanlage verantwortlich ist. Selbst
wenn der Mieter die Wohnung einem
Dritten überlassen hat, ändert das nichts
an der Vermieterpflicht, die Wohnung
dem Mieter zum vertragsgemäßen Ge-
brauch zu überlassen und sie fortlaufend
in diesem Zustand zu erhalten. Diese
Hauptleistungspflicht besteht unabhän-
gig davon, ob der Mieter die Wohnung
tatsächlich nutzt.

Dauerhafter
Kündigungsausschluss
� Auf Wunsch des Vermieters brachte
der Mieter ein Mietvertragsformular von
Haus & Grund mit zu den Mietvertrags-
verhandlungen über die in einem Zwei-
familienhaus gelegene Einliegerwoh-
nung. Im Formularmietvertrag von
Haus & Grund wurde dann angekreuzt:
„Kündigungsverzicht (maximal vier
Jahre)“. In dem nachfolgenden Absatz
sollte die konkrete Dauer des Kündi-
gungsverzichts eingetragen werden.
Dies erfolgte nicht, stattdessen wurde
die Passage „maximal vier Jahre“ gestri-
chen. Zwei Jahre später kündigte der
neue Eigentümer. Der Mieter berief sich
auf den zeitlich unbefristeten, dauer-
haften Kündigungsausschluss. Der
Bundesgerichtshof gab dem Mieter
Recht (BGH VIII ZR 200/17). Das Mietver-
tragsformular, in dem letztlich der dau-
erhafte Kündigungsausschluss verein-
bart wurde, sei vom Vermieter und nicht
vom Mieter gestellt worden. Selbst wenn

Neues vom
Bundesgerichtshof
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Kurzurteile 

Heizkessel
� Der Austausch einer alten und stö-
rungsanfälligen Heizungsanlage, die im-
mer wieder ausfällt, ist eine Instandset-
zungsmaßnahme, die der Vermieter be-
zahlen muss, und keine Modernisierung
(LG Berlin 64 S 73/17, GE 2018, 584).

Putzdienst
� Ist der Mieter vertraglich zur Vornahme
der Hausreinigung verpflichtet, kann der
Vermieter nicht einen kostenpflichtigen
Hausreinigungsdienst beauftragen und
die Kosten auf den Mieter umlegen, selbst
wenn diese Kosten im Mietvertrag als um-
lagefähig benannt sind (AG Leipzig – 168
C 5604/17, WuM 2018, 508).

Kündigung
� Ist der Mieter infolge einer schweren
und langandauernden psychischen Er-
krankung nicht in der Lage, seinen Alltag
zu bewältigen und seine finanziellen An-
gelegenheiten zu regeln, kann sein Ver-
schulden am Mietzahlungsverzug entfal-
len  (LG Kassel – 1 S 170/15, WuM 2018,
435).

Hausmeister
� Wird mit einem Dienstleister ein Pau-
schalvertrag über die Ausführung von
Hausmeisterarbeiten abgeschlossen und
nicht nach Art der geleisteten Arbeiten dif-
ferenziert, so dass der Mieter nicht erken-
nen kann, in welchem Umfang nicht um-
lagefähige Kosten in der Vergütung ent-
halten sind, können die Hausmeisterkos-
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ten insgesamt nicht umgelegt werden (AG
Münster – 61 C 2796/17, WuM 2018, 429).

Betriebskosten
� Ist als Umlageschlüssel für Betriebs-
kosten die Abrechnung nach Personen
vereinbart, sind bei der Ermittlung des
Personenschlüssels auch Kleinstkinder
und Neugeborene voll zu berücksichti-
gen (AG Saarbrücken – 3 C 129/17, WuM
2018, 428).

Türspion
� Geringfügige Eingriffe in die Bausub-
stanz, wie der Einbau eines Türspions, sind
grundsätzlich durch den vertragsgemäßen
Gebrauch der Mietsache gedeckt. Dies gilt
erst recht, wenn der Mieter nach seinem
Auszug den ursprünglichen Zustand der
Mietsache wiederherstellen muss (AG Mei-
ßen 112 C 353/17, ZMR 2018, 337).

Modernisierungsmieterhöhung
� Ein Modernisierungsmieterhöhungs-
verlangen ist formell unwirksam, wenn
sich aus ihm nicht der abzusetzende In-
standsetzungsanteil an den Gesamtkos-
ten ergibt (AG Aachen – 105 C 44/17, WuM
2018, 367).

der dauerhafte Kündigungsaus-
schluss eine unangemessene Benach-
teiligung des Mieters darstellen wür-
de, dürfte sich der Vermieter nicht da-
rauf berufen. Denn der Mieter will ja
den Inhalt dieser Vertragsklausel un-
eingeschränkt – gegen sich – gelten
lassen. Dann darf sich der Vermieter
nach Treu und Glauben nicht auf die
Unwirksamkeit einer Klausel in dem
von ihm gestellten Formularmietver-
trag berufen und kündigen. Denkbar –
so der Bundesgerichtshof – sei auch,
dass Mieter und Vermieter mit einer
Individualvereinbarung dauerhaft
wechselseitig auf ihr Kündigungs-
recht verzichtet haben. Das sei grund-
sätzlich möglich, es sei denn, eine sol-
che Vereinbarung sei sittenwidrig
oder unter Ausnutzung einer Zwangs-
lage eines Vertragspartners zustande
gekommen.

Schallschutz
� Welcher Schallschutz ist nach einer
Badsanierung, Baumaßnahme oder
Modernisierung eines älteren Gebäu-
des einzuhalten? Der, der zum Zeit-
punkt der Errichtung des Gebäudes
galt, oder der, der zum Zeitpunkt der
Sanierung gilt? Der Bundesgerichtshof
(BGH V ZR 276/16) urteilte, es komme
auf den Umfang des Eingriffs in die Ge-
bäudesubstanz an. Die zum Zeitpunkt
der Baumaßnahme geltenden techni-
schen Anforderungen zum Schall-
schutz seien dann zu beachten, wenn
zum Beispiel durch einen nachträgli-
chen Dachgeschossausbau in einem
erheblichen Umfang in die Gebäude-
substanz eingegriffen wird. Dagegen
könne bei Sanierungsmaßnahmen, die
der üblichen Instandhaltung oder Mo-
dernisierung dienen, ein verbesserter
Schallschutz nicht beansprucht wer-
den. Es würden weiterhin die bei Er-
richtung des Gebäudes einschlägigen
technischen Standards gelten. So auch
bei der hier zu beurteilenden Badsa-
nierung.
Ein Wohnungseigentümer hatte bei
der Modernisierung seines Badezim-
mers den Estrich vollständig entfernen
und eine Fußbodenheizung einbauen
lassen. Der Nachbar der darunterlie-
genden Wohnung behauptete, der
Schallschutz habe sich durch diese
Baumaßnahme verschlechtert.
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Der Vermieter ist für die Zentralhei-
zung im Haus und damit für die Be-
heizbarkeit der einzelnen Woh-

nungen verantwortlich. Aber wie warm
muss es in der Wohnung werden? Gibt es
eine Mindesttemperatur für Warmwas-
ser? Und welche Rechte haben Mieter,
wenn sie in ihrer Wohnung frieren?
Zwar gibt es keine gesetzlichen Regelun-
gen über den Beginn und die Dauer
der Heizperiode, aber spätestens im

Jetzt muss wieder 
geheizt werden

Mietrecht

Grad warm werden muss. Im Mietvertrag
können auch höhere Mindesttemperatu-
ren vereinbart werden. Dagegen ist eine
Vertragsklausel, die 18 Grad Celsius als
vertragsgemäß festschreibt, unwirksam. 
Die Mindesttemperaturen müssen nicht
rund um die Uhr gewährleistet sein, son-
dern nur zu den üblichen Tagesstunden,
das heißt von 6.00 bis 24.00 Uhr. Nachts
können die Temperaturen abgesenkt
werden auf 18 Grad.

Oktober muss die Heizungsanlage lau-
fen.

Mindesttemperatur: Die Heizung muss so
eingestellt ein, dass bestimmte Mindest-
temperaturen in der Wohnung erreicht
werden, zum Beispiel 20 bis 22 Grad. Dabei
geht man im Allgemeinen davon aus, dass
es im Badezimmer mindestens 23 Grad Cel-
sius, in den Haupträumen 20 bis 21 Grad
und in der Küche und im Schlafzimmer 18
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Warmwasser: Warmes Wasser muss da-
gegen 24 Stunden am Tag zur Verfügung
stehen. Als ausreichend sehen die Gerich-
te Wassertemperaturen von 45 bis 50
Grad Celsius an. Spätestens nach zehn Se-
kunden oder fünf Litern Wasserver-
brauch muss das Warmwasser diese Min-
desttemperatur erreicht haben. Aller-
dings empfiehlt das Umweltbundesamt
aus hygienischen Gründen und um die
möglichen Risiken eines Legionellenbe-
falls zu minimieren Wassertemperaturen
von 55 bis 60 Grad.

Mieterrechte: Bei einem Heizungsausfall
oder wenn die Mindesttemperaturen für
die Heizung oder das Warmwasser nicht
erreicht werden, ist die Wohnung man-
gelhaft. Der Vermieter muss schnellst-
möglich informiert werden, er muss für
Abhilfe sorgen. Gegebenenfalls muss er
Handwerker mit der Reparatur beauftra-
gen. Manchmal kann man das Problem
aber auch schon selbst beseitigen. Wenn
der Heizkörper trotz aufgedrehtem Ther-
mostatventil nicht ausreichend warm
wird und auch Gluckergeräusche zu hö-
ren sind, hat sich vielleicht während der
letzten Monate ein Luftpolster gebildet.
Hier kann leicht Abhilfe geschaffen wer-
den: Entlüftungsventil am Heizkörper
öffnen, Gefäß darunter halten und war-
ten, bis Wasser kommt. Dann das Entlüf-
tungsventil wieder schließen.
Im Übrigen gilt, solange es kalt bleibt,

kann der Mieter die Miete kürzen. Bei ei-
nem vollständigen Heizungsausfall und
lang andauernden sibirischen Kältegra-
den wird die Wohnung irgendwann un-
bewohnbar. Dann sind sogar 100 Prozent
Mietminderung möglich. Außerdem
kann der Mieter fristlos kündigen.
Wird es in der Wohnung nur 16 bis 18 Grad
warm, kann die Miete nach Ansicht des
Amtsgerichts Köln (152 C 1249/74) um 20
Prozent gekürzt werden, nach Ansicht
des Amtsgerichts Görlitz (1 C 1320/96) so-
gar um 30 Prozent. 
7,5 Prozent (AG Köln 206 C 251/94) oder
zehn Prozent (AG Schöneberg 102 C
55/94) Mietminderung sind bei Warm-
wassertemperaturen von weniger als 40
Grad möglich.

Mieterpflichten: Für Mieter gibt es keine
Heizpflicht. Sie müssen ihre Wohnung
nicht auf 20 bis 22 Grad heizen, wenn ih-
nen niedrigere Temperaturen ausrei-
chen. Sie müssen auch nicht während ih-
rer Abwesenheit, am Wochenende oder
im Urlaub heizen. Aber sichergestellt
sein muss, dass keine Schäden an der
Mietsache durch Auskühlen der Räume
entstehen können. Wer sparsam und
trotzdem richtig heizen, vor allem auch
richtig lüften will, muss folgende Regeln
beachten:
� Thermostatventil nutzen, gewünschte
Zimmertemperaturen individuell einstel-
len.

Anzeige

� Auch bei vorübergehender Abwesen-
heit Wohnung auf niedrigem Niveau
durchheizen (Einstellung 1).
� Im Urlaub „Frostschutz-Stellung“ des
Thermostatventils nutzen.
� Je kühler die Zimmertemperaturen
sind, desto öfter muss gelüftet werden.
� Innentüren zwischen unterschiedlich
beheizten Räumen geschlossen halten.
� Nicht vom Wohnzimmer aus das
Schlafzimmer mitheizen. Das „Über-
schlagen-Lassen“ des nicht geheizten
Schlafzimmers führt nur warme, das
heißt feuchte Luft ins Schlafzimmer. Dort
schlägt sich die Feuchtigkeit dann nieder.
� Vor dem Lüften die Heizungen abstel-
len, Thermostatventile schließen.
� Richtig lüften bedeutet, die Fenster
kurzzeitig – fünf Minuten reichen oft
schon aus – ganz öffnen (Stoßlüften).
Kippstellung ist mehr oder weniger wir-
kungslos und verschwendet Heizenergie.
� Morgens in der Wohnung einen kom-
pletten Luftwechsel durchführen. Am
besten Durchzug machen, ansonsten in
jedem Zimmer das Fenster weit öffnen.
� Die Mindestzeit für die Lüftung hängt
vom Unterschied der Zimmertemperatur
zur Außentemperatur ab und davon, wie
windig es ist. 
� Je kälter es draußen ist, desto kürzer
muss gelüftet werden.
� Je nachdem, wie lange sich wie viele
Personen in der Wohnung aufhalten,
muss täglich mehrfach gelüftet werden.
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Der 1974 erbaute Grenfell Tower, so
der Name des ausgebrannten
Hochhauses, war 2015/2016 mo-

dernisiert und saniert worden. Dabei war
eine neue Wärmedämmung von außen
angehängt worden. Die war letztlich Ur-
sache für das schnelle Ausbreiten des
Brandes und die schwierigen Löschver-
suche. Ein defekter Kühlschrank im vier-
ten Stock hatte in kurzer Zeit die Außen-
fassade in Brand gesetzt. 
In Deutschland hieß es schnell, dass eine
solche Katastrophe unwahrscheinlich
sei. Wenn bei der Anbringung der Wär-
medämmung die bestehenden Brand-
schutzvorschriften eingehalten würden,
sei eine Katastrophe wie in London aus-
zuschließen, so der allgemeine Tenor. 

Laut Brandschutzbestimmungen dürfen
in Hochhäusern, das sind Gebäude über
22 Meter Höhe, nur nicht brennbare Bau-
produkte verwendet werden. Außerdem
sind horizontale Brandsperren erforder-
lich. Bei Neubauten sind außerdem
Brandmeldeanlagen, Sprinkler, Feuer-
wehraufzüge und voneinander unabhän-
gige Sicherheitstreppenhäuser vorge-
schrieben. 

Es gibt Mängel

Nach einzelnen Überprüfungen stellte
sich schnell heraus, dass es auch in unse-
rem Land erhebliche Mängel gab. Schon
zwei Wochen nach der Brandkatastrophe
in London ließ das Baudezernat der Stadt
Wuppertal ein elfgeschossiges Hochhaus

Wohnen

im Quartier Hilgershöhe räumen. In Of-
fenbach ordnete man die Räumung der
achten Etage eines Hauses am Odenwald-
ring an. Bei der Überprüfung hatte sich
herausgestellt, dass die achte Etage ober-
halb der Grenze von 22 Metern liegt und
daher nicht bewohnt werden durfte. Die
Baugenehmigung sah lediglich die Nut-
zung als Lagerraum vor. Die Räumung
des Hochhauses Hannibal 2 in Dortmund
beherrschte wochenlang die Schlagzei-
len der lokalen, aber auch überregiona-
len Berichterstattung. Im September 2017
mussten knapp 800 Menschen innerhalb
weniger Stunden ihre Wohnungen ver-
lassen. Erst vor wenigen Wochen wurden
in Bochum 67 Wohnungen innerhalb ei-
ner Frist von 14 Tagen geräumt. Das Bau-

14. Juni 2017: Im Londoner
Stadtteil Kensington brennt

ein 24-geschossiges 
Wohnhaus vollständig aus.

71 Menschen kommen
dabei ums Leben. Die Frage
nach dem Warum und dem

Ausmaß der Katastrophe
führt bis heute auch in

Deutschland andauernd  zu 
einer Diskussion über die

Qualität des Brandschutzes
in Hochhäusern

Brandschutz nach 
der Katastrophe
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Räumung von Hannibal 2 in Dortmund.
Probleme gab und gibt es auch ein Jahr
später, weil sich der Vermieter sowohl ge-
genüber der Stadt Dortmund als auch ge-
genüber den Mietern wenig kooperativ
zeigte. Die Mieter, die nicht bei Verwand-
ten unterkamen oder schnell selbst etwas
Passendes an anderer Stelle fanden, wa-
ren auf die Notfallhilfe der Stadt Dort-
mund angewiesen.
Heute, ein Jahr nach der Räumung, leben
immer noch 38 Haushalte in Wohnun-
gen, die die Stadt für Notfälle vorhält.
Weitere fünf Haushalte sind in Über-
gangseinrichtungen. Die Stadt hofft, dass
bis Jahresende alle eigenständig unterge-
bracht sind. Eine Auswertung, wo und zu
welchen Konditionen die ehemaligen Be-
wohner heute leben, gibt es leider nicht.
Bis auf rund 100 Haushalte haben alle an-
deren das Mietverhältnis gekündigt oder
haben Mietaufhebungsverträge unter-
schrieben. 
Der Eigentümer hat seinerzeit beim Ver-
waltungsgericht gegen die Räumung ge-
klagt. Eine Gerichtsentscheidung steht
noch aus und ist frühestens 2019 zu erwar-
ten. Damit verknüpft sich auch die Frage,

ordnungsamt und die Feuerwehr hatten
bei der Überprüfung gravierende Sicher-
heitsmängel bei den Trennwänden zwi-
schen den Wohnungen entdeckt. Alle An-
wohner fanden in der kurzen Frist eine
Wohnung.
Seit London geriet der Brandschutz an
Deutschlands Hochhäusern immer stär-
ker in den Fokus. Einige Städte began-
nen schon kurz nach der Katastrophe
damit, die Einhaltung der Brandschutz-
vorschriften in den Hochhäusern zu un-
tersuchen. Doch längst nicht alle! Dort,
wo die Städte genauer hinschauten, et-
wa in Hamburg, Frankfurt oder Dort-
mund, wurden bei einer Reihe von Ge-
bäuden mit einer  Höhe von 22 Metern
und mehr diverse Mängel an den Fassa-
den gefunden und Sanierungen in die
Wege geleitet. Brandschutzsachver-
ständige fordern eine flächendeckende
Überprüfung der Brandschutzkonzepte.
Vor allem in älteren Hochhäusern lau-
ern wegen der zum Zeitpunkt der Errich-
tung weniger scharfen Brandschutzplä-
ne Gefahren. 
Komplette Räumungen sind aber Einzel-
fälle. Der spektakulärste Fall ist dabei die

inwieweit die Kosten, die der Stadt ent-
standen sind, vom Verursacher zu tragen
sind. Die Stadt befürchtet, dass alle zu-
sätzlichen nachgelagerten Kosten von ge-
schätzten 840.000 Euro nicht geltend ge-
macht werden können. Das sind unter an-
derem Unterstützungsleistungen für Um-
zugskosten, Renovierung, Kautionen, Er-
satzbeschaffungen von Möbeln und so
weiter in Höhe von rund 422.000 Euro, die
aufgrund der Notsituation der ehemali-
gen Bewohner aufgewendet wurden. 
Was mit der Immobilie passiert, ist immer
noch ungewiss. Der Stadt Dortmund lie-
gen angeblich aktuelle Planungen vor.
Sie will darüber aber keine Auskunft ge-
ben. Der Eigentümer kündigte an, bis En-
de 2018 die Bauanträge einzureichen. Der
Baubeginn ist für Ende 2019 geplant, und
Ende 2020 soll der Wiederbezug der Woh-
nungen starten. 
Gegenüber den Medien sicherte der Ei-
gentümer wiederholt zu, dass die über
100 Mieter mit bestehenden Mietverträ-
gen zu den alten Mietkonditionen in das
Gebäude zurückziehen können. Der Mie-
terverein Dortmund berichtet aber, dass
dieses Zugehen auf die ehemaligen Be-
wohner im krassen Widerspruch zum
Verhalten im Alltag steht. So mussten
laut Mieterverein in vielen Fällen Klage-
verfahren angestrebt werden, weil das
Unternehmen Kautionen nicht zurückge-
zahlt hat. Einige Mieter mussten sich
nach der Räumung den Zugang zu ihrem
Hab und Gut in den alten Wohnungen per
einstweiliger Verfügung erkämpfen. 
Nicht längst alle Wohnungen sind kom-
plett geräumt. Mal ist die neue Wohnung
kleiner, mal leben die Mieter noch in Not-
fallwohnungen. Und es geht natürlich
um Forderungen nach Schadensersatz. 
Das Desaster in Dortmund zahlen letzt-
endlich die Mieter. Sie mussten nicht nur
ihre Wohnungen verlassen und in einem
neuen Umfeld neu anfangen, sondern
bleiben auch auf einem Großteil der
Kosten sitzen. Dazu gehören Umzugs -
kosten, soweit sie von der Kommune
nicht übernommen wurden, und höhere
Mieten in der neuen Wohnung. 
Der Deutsche Mieterbund sieht beim
Brandschutz vor allem die Bauaufsichten
und den Gesetzgeber in der Pflicht. Unab-
hängige Produktprüfungen bei den ver-
wendeten Baumaterialien und regelmä-
ßige Überwachung der Brandschutzvor-
schriften müssen zur Pflicht werden.
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Tipps für Mieter

Bürger-Energie-
genossenschaften

Waschmaschinen, Kühlschränke,
Geschirrspüler, Fernseher, elek-
trische Zahnbürsten, Lampen –

die Liste der Haushaltselektrogeräte ist
lang. Und alle verbrauchen Strom, der be-
zahlt werden muss. Meist wird der Ver-
brauch einmal im Jahr abgelesen. Was
monatlich gezahlt wird, wird geschätzt,
deshalb kann es passieren, dass der Ab-
schlag zu hoch oder zu niedrig ist. 
Ändern sollen das intelligente Stromzäh-
ler, sogenannte Smart Meter. Sie erfassen
und speichern die Verbrauchsdaten elek-
tronisch, einige können sie – in Verbin-
dung mit intelligenten Messsystemen

(Smart Meter Gateways) – an die Mess-
stellenbetreiber übertragen. Das hilft den
Energieversorgern, den Verbrauch ge-
nauer abzurechnen, und den Kunden,
ihn besser zu überblicken. 
Die EU hatte bereits vor Jahren beschlos-
sen, dass ihre Mitgliedstaaten intelligen-
te Messgeräte einführen sollen. In Schwe-
den sind sie bereits flächendeckend ein-
gebaut, auch Finnland und Italien sind
bei der Umsetzung weit. Hierzulande
läuft die Testphase. Die Hersteller von
Smart Meter Gateways beklagen die un-
klare Lage, aber auch für Mieter sind noch
viele Fragen offen.

Neue digitale Stromzähler werden bald in jedem
Haushalt zu finden sein. Sie sollen auch helfen, 
Energie zu sparen. Doch derzeit ist beim Thema 

Smart Meter noch einiges unklar

Beim Begriff „Energiewende“
denken viele zunächst ans Ab-
schalten von großen Atom- und

Kohlekraftwerken. Ein Fall für Politik
und Energiewirtschaft also. Einen klei-
nen Beitrag könnten vielleicht noch
Hausbesitzer leisten, indem sie in ih-
ren Gebäuden beispielsweise Solaran-
lagen einbauen lassen. Aber auch Mie-
ter können sich an diesem wichtigen
Zukunftsprojekt beteiligen, das für ei-
ne sichere und nachhaltige Energie-
versorgung und mehr Klimaschutz sor-
gen soll. Eine Möglichkeit dazu bieten
die über 1.000 Bürger-Energiegenos-
senschaften in Deutschland.
Bürger-Energiegenossenschaften sind
zumeist kleine, regional orientierte
Genossenschaften mit um die 200 Mit-
gliedern. Die Idee hinter ihnen ist
meist ähnlich: Bürger, die etwa kein
eigenes Dach für eine Solaranlage ha-
ben, finanzieren gemeinsam eine An-
lage auf einer angemieteten Fläche.
An den erwirtschafteten Erträgen der
finanzierten Projekte wird dann jedes
Mitglied entsprechend seiner Anteile
an der Genossenschaft beteiligt.
Die von einer Bürger-Energiegenos-
senschaft angemieteten Flächen kön-
nen Freiflächen beispielsweise auf Be-
triebsgeländen oder Bauernhöfen
sein. Aber auch die Dächer von Miets-
häusern bieten günstige Vorausset-
zungen insbesondere für genossen-
schaftlich finanzierte Solarstromanla-
gen. Großer Vorteil ist hier, dass Ener-
gieerzeuger und Energieverbraucher
nah beieinander liegen und es kaum
zu Übertragungsverlusten kommt.
Wird der erzeugte Strom direkt im
Haus verwendet, spricht man von
„Mieterstrom“ oder auch „Quartier-
strom“.
Die Informationen stammen aus ei-
nem Interview, dass die gemeinnützi-
ge co2online GmbH im August 2018
mit Kaj Mertens-Stickel von der Solar-
Bürger-Genossenschaft eG geführt
hat. Das vollständige Interview und
weitere Informationen finden Sie un-
ter:
energiewende.baden-
wuerttemberg.de/interview-mieter-
strom

Digital abgelesen ist     noch nicht gespart
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Verbraucher

Der Einbau digitaler Messgeräte ist laut
dem Energiewirtschaftsgesetz bereits seit
2010 in Neubauten und sanierten Woh-
nungen Pflicht. Die Messstellenbetreiber
– meist sind das die Energieversorger –
müssen die Geräte installieren, wenn es
„technisch machbar und wirtschaftlich
zumutbar ist“. Die Verbraucher können
sich gegen die Installation in ihrer Woh-
nung aussprechen, erfolgreich ist das in
der Regel jedoch nicht, sagt Thomas En-
gelke, Leiter des Teams Energie und Bau-
en beim Verbraucherzentrale Bundesver-
band (vzbv). Digitale Stromzähler wer-
den auf jeden Fall die alten Messgeräte
mit mechanischem Zählwerk ersetzen.
Ob und wie sie vernetzt werden, hängt
von einigen Voraussetzungen ab. 
Der Einbau intelligenter Messsysteme
kann erst beginnen, wenn das Bundes-
amt für Sicherheit in der Informations-
technik (BSI) die Technik freigibt. Vo-

raussetzung dafür ist – neben erfüllten Si-
cherheitsanforderungen –, dass mindes-
tens drei Firmen Smart Meter Gateways
auf dem Markt anbieten. Das Wirtschafts-
ministerium hofft, dass  die Zertifizierun-
gen noch im Herbst 2018 erfolgen. Ab
2020 sollen dann intelligente Messsyste-
me in Haushalten mit einem Stromver-
brauch von über 6.000 Kilowattstunden
(kWh) pro Jahr eingebaut werden, für
Haushalte mit mehr als 10.000 kWh sind
sie bereits seit 2017 Pflicht. Zum Ver-
gleich: Ein Dreipersonenhaushalt ver-
braucht im Schnitt etwa 3.500 kWh Strom
im Jahr, ein großes Einfamilienhaus mit
mehreren Bewohnern kann aber durch-
aus unter die 6.000-kWh-Regelung fal-
len. Bereits eingebaute, nicht BSI-zertifi-
zierte Smart Meter dürfen bis zu acht Jah-
re nach dem Einbau genutzt werden.
Nach 2020 können die Messstellenbetrei-
ber auch in Haushalten mit geringerem

Digital abgelesen ist     noch nicht gespart

Stromverbrauch Smart Meter installieren
und sie mit Gateways vernetzen. Für die
Hersteller der Geräte ein gutes Geschäft –
hierzulande gibt es fast 51 Millionen
Stromzähler. 

Für Verbraucher wird es teuer

Für die Verbraucher dagegen wird es teu-
rer: Die Installation kostet Geld, abhängig
von der Menge des verbrauchten Stroms
und der Leistung der stromerzeugenden
Anlage. Auch der Messpreis, den der Ver-
sorger abrechnet, liegt meist höher als
bisher. Nach Schätzung der Verbraucher-
zentralen kann ein Durchschnittshaus-
halt mit vier Personen und einem Ver-
brauch von 3.400 Kilowattstunden pro
Jahr mit bis zu 40 Euro zusätzlich zur Kas-
se gebeten werden. Das Gesetz legt Kos-
tenobergrenzen fest, wenn man sich als
Mieter aber freiwillig ein intelligentes
Messsystem einbauen lässt, können sie
überschritten werden. Für eine digitale
Messeinrichtung, die nicht vernetzt ist,
dürfen dem Verbraucher maximal 20
Euro pro Jahr berechnet werden.
Plant der Messstellenbetreiber den Ein-
bau von Smart Metern, muss er die betref-
fenden Haushalte mindestens drei Mona-
te vorher informieren und darauf hinwei-
sen, dass man den Betreiber wechseln
kann. Der genaue Einbautermin soll zwei
Wochen vorher angekündigt werden.
Ob die Geräte wirklich helfen, Strom zu
sparen, wie es sich die Bundesregierung
als Teil ihrer Energiewendestrategie er-
hofft, ist aber fraglich. Zwar machen es
moderne Messsysteme möglich, zu se-
hen, wie viel Energie am Vortag ver-
braucht wurde, eine Aufschlüsselung
nach einzelnen Geräten ist aber nicht
möglich. Zudem ist das Ablesen um-
ständlich – der Code wird nicht per Tasta-
tur, sondern mit Hilfe von Blinkzeichen
einer Taschenlampe eingegeben. Auch
bietet kaum ein Versorger flexible Strom-
tarife an, mit deren Hilfe man Geld spa-
ren und die Netze zu Spitzenzeiten ent-
lasten könnte. Und selbst wenn es besse-
re Voraussetzungen gäbe, einen Teil der
Verantwortung tragen die Mieter selbst:
Sie müssen ihre Verbrauchsgewohnhei-
ten unter die Lupe nehmen und Sparpo-
tenziale suchen. Die, die das bisher
schon getan haben, dürften nach dem
Einbau der Smart Meter kaum einen Un-
terschied auf der Stromrechnung mer-
ken.

DDiiggiittaalleerr
SSttrroommzzäähhlleerr  
nneebbeenn  eeiinneemm  
hheerrkköömmmmlliicchheenn
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Leser
Sagen Sie uns Ihre Meinung. Stellen Sie 
Fragen zum Thema Mietrecht. Machen Sie mit
bei unseren Aktionen. Schreiben Sie an 
Deutscher Mieterbund,  
Littenstraße 10, 10179 Berlin. 
Oder senden Sie uns eine 
E-Mail an: info@mieterbund.de

halten werden dürfen, richtet sich unter anderem nach Art, Größe,
Verhalten und Anzahl der Tiere, Art, Größe und Lage der Wohnung
innerhalb des Mietshauses sowie den berechtigten Interessen des
betroffenen Mieters und der Mitbewohner und Nachbarn.

Betriebskostenabrechnung
Helga S., Lingen: Mein Vermieter schickt mir seit Jahren keine
Nebenkostenabrechnung. Da ich mit Guthaben rechne, möchte
ich die Abrechnungen zugeschickt bekommen. Muss ich meinen
Vermieter für jedes Abrechnungsjahr (erneut) auffordern, mir
eine Abrechnung zu übermitteln?
Antwort: Ja. Rechnet der Vermieter innerhalb von zwölf Monaten
nach Ablauf des Abrechnungszeitraums nicht ab, kann der Mieter
auch nach Ablauf dieser Zeit verlangen, dass der Vermieter ihm ei-
ne Abrechnung vorlegt. Dazu hat der Mieter immer dann Anlass,
wenn die Abrechnung vermutlich ein Guthaben zu seinen Gunsten
ergibt. Eventuelle Nachforderungen muss der Mieter dann in aller
Regel nicht mehr zahlen.

Betriebskosten
Helga S., Hennigsdorf: Wir haben einen neuen Hausmeister. Die-
ser kommt nur sehr sporadisch, trägt sich in die aushängende
Anwesenheitsliste ein und ist sonst so gut wie nie zu sehen. Die
Aufgaben, die er laut – uns vom Vermieter zugesandtem – Leis-
tungskatalog vornehmen muss, erledigt er nicht. Wir Mieter
übernehmen daher mittlerweile die Gartenpflege, damit der Gar-
ten nicht total verwahrlost. Dennoch werden uns knapp 3.000
Euro für den Hausmeister in der Betriebskostenabrechnung in
Rechnung gestellt. Müssen wir diese Kosten wirklich zahlen?
Antwort: Nein. Werden Hausmeisterarbeiten nicht oder schlecht
durchgeführt, ist der Mieter berechtigt, die Abrechnungsposition
zu streichen oder zu kürzen. Allerdings sollte der Mieter die Nicht-
oder Schlechtleistung in jedem Fall seinem Vermieter melden, da-
mit dieser Abhilfe schaffen kann.

Sturmschäden
Klaus S., Melsungen: Bei einem der letzten Unwetter entstanden
erhebliche Schäden durch eindringendes Wasser in den Keller.
Eine Rückstauklappe oder Ähnliches fehlt hier. Haben wir einen
Anspruch gegen unseren Vermieter auf Einbau einer Rückstau-
vorrichtung, damit so etwas nicht noch einmal passiert?
Antwort: Nein. Der Vermieter muss in der Regel keine Vorkehrun-
gen gegen seltene und ungewöhnliche Naturkatastrophen treffen.
Anders allenfalls, wenn die Wohnung bekanntermaßen in einem
Überschwemmungsgebiet liegt.

Fragen

Sperrmüll
Petra M., Darmstadt: In unserem Mietshaus wurden nach circa
30 Jahren der Dachboden und der Kellergang von Hinterlassen-
schaften von Vormietern entrümpelt. Kann diese Entrümpelung
auf alle Mieter umgelegt werden?
Antwort: Nein. Sperrmüll- und Entrümpelungskosten sind dann
umlegbare Betriebskosten, wenn sie regelmäßig anfallen. Nicht als
Betriebskosten abrechnen darf der Vermieter derartige Kosten,
wenn es sich um eine einmalige Aktion handelt.

Instandsetzung
Gerd R., Kaufbeuren: Unsere Wohnung haben wir im Erstbezug-
Neubau im November 2014 bezogen und nutzen die Dusche täg-
lich. Die ebenerdige Dusche besteht aus jeweils zwei, durch
Scharniere miteinander verbundene Glastüren, welche vorn mit
magnetischen Silikonprofilen verschlossen werden. Zur Ab-
dichtung unten sind ebenfalls Silikonprofile mit Dichtlippen
zum Boden auf die Glastüren aufgesteckt. Diese Dichtlippen rei-
ßen nun durch die tägliche Benutzung ab. Ist der Vermieter für
Ersatz zuständig?
Antwort: Ja. Grundsätzlich ist der Vermieter für den Erhalt der Miet-
sache im vertragsgemäßen Zustand verantwortlich, wozu auch die
Möglichkeit der Benutzung einer dichten Duschkabine gehört. Ist
der Mieter im Mietvertrag jedoch wirksam zur Übernahme von so-
genannten Kleinreparaturen verpflichtet worden, kann er für den
Ersatz der Dichtung bezahlen müssen.

Tierhaltung
Elena W., Siegen: In unserem Mehrfamilienhaus war, als ich vor
zehn Jahren einzog, die Haustierhaltung verboten. Inzwischen
ist seit einiger Zeit die Haustierhaltung erlaubt worden, ohne die
Mieter zu fragen. Ist das in Ordnung?
Antwort: Ja. Ist die Tierhaltung laut Mietvertrag ausnahmslos ver-
boten, ist diese Klausel unwirksam. Die Unwirksamkeit der Klausel
bedeutet aber nicht, dass nun jede Tierhaltung erlaubt wäre. Viel-
mehr kommt es darauf an, was zum vertragsgemäßen Gebrauch ge-
hört. Dies muss jeweils unter Berücksichtigung aller Umstände des
Einzelfalls geprüft werden. So gehört die Haltung von Kleintieren
wie Hamstern, Schildkröten, Zierfischen oder Ziervögel ohne Wei-
teres zum vertragsgemäßen Gebrauch. Ob Hunde und Katzen ge-

�
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Gewinnspiel

Wohngeld kontra sozialer Wohnungsbau
� Zur Empfehlung des Wissenschaftlichen Beirats beim Wirt-
schaftsministerium, in der Wohnungspolitik umzudenken und
weitgehend auf den sozialen Wohnungsbau zu verzichten,
schreibt uns eine Leserin:
Da scheinen die Lobbyisten wieder ganze Arbeit geleistet zu ha-
ben! Vonovia und ähnliche Großaufkäufer von Mietwohnungen
haben sicher kein Interesse an Neubauten des sozialen Woh-
nungsbaus von anderer Seite. Sie können offenbar davon ausge-
hen, dass der Staat mit dem Wohngeld schon nachziehen wird,
wenn sie ihre Mieten nach oben drücken. 
Von einer Erhöhung des Wohngeldes haben die Mieter womöglich
nichts. Ob hohe Miete oder noch höhere Miete, die Wohngeldför-
derung wird auf die erlaubte Quadratmeterzahl pro Kopf herunter-
gerechnet. Für die verbleibende Bruttomiete gibt es keinen Zu-
schuss. Und die raren, kleineren Einzimmerwohnungen sind in-
zwischen so teuer geworden, dass das auch keine Option ist. Dem
SPD-Vize Thorsten Schäfer-Gümbel kann man nur zustimmen,
wenn er die Vorschläge des Beirates als „marktradikalen Unfug“
bezeichnet. Die Wiedereinführung der Gemeinnützigkeit der kom-
munalen Baugenossenschaften könnte Abhilfe schaffen. Ebenso
der Bau von Senioren-WGs, die Wohnungen frei machen könnten.
Da könnten auch die gezielt gegebenen Zuschüsse des Landes und
des Bundes und eine eventuelle Fehlbelegung kontrolliert werden.                                                                               

Anneliese Lehmann, Müllheim

Leerer Platz
� Auf dem Titelbild der Mie-
terZeitung 4/2018 ist das Bun-
deskabinett versammelt. Alle
haben ihre Unterlagen, Lap-
tops oder Handys vor sich. Ein-
zig der Platz von Horst Seeho-
fer, Bundesminister des In-
nern, für Bau und Heimat, ist
leer. Was sagt uns das? 

Jörg Waldmann, Koblenz

Alle Jahre wieder
� Bis zum Jahresende 2018 ist
es nicht mehr lange hin, und dann erwartet man die alljährliche
Betriebskostenabrechnung für das Jahr 2017. Und dabei wird man
erneut feststellen, dass diese fehlerhaft ist. 
Wer oder was gibt dem Vermieter eigentlich das Recht, dass dieser
alljährlich fehlerhafte und nicht nachvollziehbare Betriebskos-
tenabrechnungen dem Mieter vorlegt. Das Problem ist hinläng-
lich bekannt, und wie lange soll dies noch so gehen?
Der Vermieter handelt bewusst gesetzwidrig und glaubt, dass er
sich alles erlauben kann! Gesetzliche Vorgaben und der gültige
Mietvertrag interessieren nicht. Dies gilt in besonderem Maße
auch für die privatwirtschaftliche Immobilienbranche, und die
Gewinnoptimierung hat absolute Priorität. Der Mieter hat die Kos-
ten zu tragen, und die Streitigkeit beginnt aufs Neue.                            

Armin Donath, per Mail

Briefe

Gewinnen Sie

Andy Stelzner, Tuningen; Erika Busse, Leiferde; 
Monika Rutsch, Kiel; Stefanie Wupper, Meppen; 
Isabelle Trampert, Losheim; Inge Kührmann, Halle; 
Sibylle Thomè, Hannover; Dietmar Prüfer, Karlsruhe; 
Peter Krohn, Bad Kösen; Anni Witascheck, Lohmar.

Schreiben Sie das Lösungswort auf eine Postkarte und 
senden diese bis spätestens 8. November 2018 an:

Redaktion MieterZeitung, Postfach 02 10 41, 10121 Berlin

Gehen mehr richtige Lösungen ein, als Preise ausgesetzt
sind, muss das Los entscheiden. Die Auslosung erfolgt unter
Ausschluss des Rechtsweges. 

Das richtige Lösungswort des August-Preisrätsels war:
BOHRTURM

Je eine Mikrowelle mit Grillfunktion haben gewonnen:

e ines von zehn 
Doppel-Waffeleisen
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Das riesige Kunstwerk auf einer Häu-
serwand an einem vierstöckigen
Wohngebäude in Mannheim ist

nicht zu übersehen. Das Bild ist noch nicht
fertig. Das Künstler-Duo „Sourati“, das sind
Christina Laube und Mehrdad Zaeri, sprü-
hen letzte Details auf die Hauswand. Zu er-
kennen ist eine Frau mit Rucksack und Kof-

fer. „Abschied und Neubeginn“ nennen die
Künstler ihr Werk, das Teil des Projekts
„Stadt.Wand.Kunst” in Mannheim ist. 
Ende des Jahres werden es 18 riesige Kunst-
werke sein, die an Fassaden der badischen
Stadt prangen. Seit 2013 arbeiten die Orga-
nisatoren an dem Projekt. Es ist ihnen ge-
lungen, die renommiertesten Sprayer nach

Mannheim zu holen. Etwa 3.000 bis 5.000
Euro inklusive Honorar, Material und Rei-
sekosten kostet ein solches Mural – wie
Fachleute diese Wandbilder nennen. Un-
terstützt wird die Aktion auch von der Stadt
Mannheim. 90 Prozent der Bilder befinden
sich auf Fassaden der kommunalen Woh-
nungsbaugesellschaft GBG.

Falsche Mitarbeiter 
bestehlen Mieterin

Wilde Feier in 
Airbnb-Wohnung

Eine 61-jährige Frau in Werl ließ zwei Männer in ihre Woh-
nung, die sich als Mitarbeiter des Mieterbundes ausga-
ben. Sie erklärten der Bewohnerin, dass sie die Woh-

nung auf Mängel kontrollieren wollten. Weil die Mieterin vor
einiger Zeit dem Vermieter Mängel gemeldet hatte, ging sie da-
von aus, dass alles seine Richtigkeit hat. Nachdem die Männer
die Wohnung wieder verlassen hatten, stellte die 61-Jährige
fest, dass ihr Bargeld und eine Goldkette entwendet worden
waren. 

Der Kurzzeitmieter hatte in die kleine von Airbnb angemiete-
ten Zweizimmerwohnung im Londoner Stadtteil Kensing-
ton 250 Gäste eingeladen. Die in Feierlaune angereisten

Gäste fanden kaum Platz in der Wohnung. Sie drängten hinaus auf
die Straße, feierten dort weiter und weckten die komplette Nach-
barschaft auf. In der 1,3 Millionen Pfund teuren Wohnung, die der
Eigentümer für 300 Pfund über Airbnb vermietete, entstand ein
Sachschaden von mehreren tausend Pfund. Immerhin will sich
Airbnb um den Schaden kümmern.

Aufgespießt

Kunstprojekt „Stadt.Wand.Kunst“
CChhrriissttiinnaa  LLaauubbee  uunndd  MMeehhrrddaadd  ZZaaeerrii  vvoomm  KKüünnssttlleerr--DDuuoo  „„SSoouurraattii””  sstteehheenn  iinn  MMaannnnhheeiimm  aauuff  eeiinneerr  HHeebbeebbüühhnnee  vvoorr  eeiinneemm  aauuff  eeiinnee  

HHaauusswwaanndd  ggeesspprrüühhtteenn  WWaannddbbiilldd  mmiitt  ddeemm  TTiitteell  „„AAbbsscchhiieedd  uunndd  NNeeuubbeeggiinnnn””
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Aufgespießt

An unter ihren Wohnun-
gen durchfahrende Gü-
terzüge werden sich die

zukünftigen Mieter gewöhnen
müssen. Der Anblick, dass ei-
ne Lok aus einem Wohngebäu-
de wie aus einer Tiefgarage
kommt, wird auch manchen
Passanten erstaunen. Doch für
Innenstädte, in denen die Bo-
denpreise immer höher schie-
ßen, ist das Überbauen einer
Eisenbahntrasse sicher eine
neue Möglichkeit, Platz für
Wohnungen zu schaffen. Nach
den jetzt genehmigten Plänen
der Projektentwickler, die Un-
ternehmen Friedrich Wassermann und WvM
Immobilien, entstehen am ehemaligen
Braunsfelder Bahnhof in Köln in drei Häu-
sern 67 Wohnungen und knapp 600 Quadrat-
meter Gewerbefläche über und neben der
Güterzugtrasse. 
Der technische und finanzielle Aufwand, die
Eisenbahntrasse sicher einzuhausen, ist
hoch. So wird unter anderem das Gleis neu
verlegt, um es zu entkoppeln und so abfe-
dern zu können. Die Güterzüge – zurzeit sind
es rund 20 pro Tag – werden durch einen

nicht durchgehend geschlossenen Tunnel
fahren. Erhebliche Untersuchungen waren
auch zum Brandschutz erforderlich. Die Prü-
fung der Lärmbelastung hat ergeben, dass
der Lärm durch die Einhausung sogar ver-
mindert wird. 
Mit den Bauarbeiten hat die Firma bereits im
September begonnen. Bis Februar 2021 soll
der Neubau am Clarenbachplatz fertig sein.
Zeitverzögerungen befürchtet der Investor
aber wegen der angespannten Lage auf dem
Baumarkt.

Warane müssen raus

Güterzug fährt durch Wohnanlage

Weil ein junges Mieter-
paar zwei große Wa-
rane frei im Haus he-

rumlaufen ließen, verurteilte
das Amtsgericht Bielefeld sie
zum Auszug aus dem gemie-
teten Haus. Die Vermieterin
hatte dem Paar fristlos gekün-
digt, nachdem sie bei einer
Wohnungsbesichtigung fest-
stellte, dass zwei bis zu 1,80
Meter große Warane frei im
Erdgeschoss des Hauses he-
rumliefen. Die Vermieterin schaltete Polizei, Veterinäramt und einen Anwalt ein. Der Anwalt
schickte dem Paar eine Abmahnung und forderte sie auf, die Warane abzuschaffen. 
Die beiden Warane lebten aber auch noch bei einer erneuten Besichtigung der Vermieterin im
Haus. Sie waren jetzt jedoch in einem Terrarium untergebracht. Die Hauseigentümerin kündig-
te dennoch fristlos und verklagte die Mieter auf Räumung.
Auf die Frage der artgerechten Haltung der Tiere ging das Gericht nicht ein. Es sah in seiner Ur-
teilsbegründung aber die potenzielle Gefahr, die von den nicht gerade kleinen Echsen ausge-
hen könne. Entscheidend war aber, dass die Tiere ihre Ausscheidungen auf dem Fußboden im
Erdgeschoss hinterließen und ein entsprechender Geruch im Hause deutlich wahrnehmbar
war. Das Gericht verurteilte die Tierhalter nun zum Auszug bis zum 31. Januar 2019.

SScchhrraannkkeenn  mmaarrkkiieerreenn  ddiiee  SStteellllee,,  wwoo  ddiiee  ZZüüggee  ddeenn  
WWoohhnnbbeerreeiicchh  wwiieeddeerr  vveerrllaasssseenn
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Der Verwendung meiner E-Mail-Adresse kann ich jederzeit telefonisch, per E-Mail oder schriftlich widersprechen.

Bearbeitungs- und Versandkostenanteil € 5,90

Gleich einsenden an:
Personalshop
Bahnhofstraße 500
82467 Garmisch-Partenkirchen

Widerrufsrecht: Sie haben das Recht, 14 Tage lang ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag gegenüber der Servus
Handels- und Verlags-GmbH schriftlich, telefonisch, per Fax oder per E-Mail an A-6020 Innsbruck, Gärberbach 9, 
Tel: 069 / 92 10 110, Fax: 069 / 92 10 11 800, offi ce@personalshop.com, zu widerrufen. Die Widerrufsfrist beginnt ab 
dem Tag, an dem Sie die Waren in Besitz ge nommen haben. Senden Sie uns die Ware spätestens 14 Tage nach Ihrem 
Wide rruf zurück. Wir gewähren Ihnen neben dem gesetzlichen Widerrufsrecht eine freiwillige Rückgabegarantie von 
insgesamt 30 Tagen ab Erhalt der Ware, sofern die Ware sich in ungebrauchtem und unbeschädigtem Zustand befi ndet.
Impressum: Servus Handels- und Verlags-GmbH, Gärberbach 9, A-6020 Innsbruck.

#

BESTELLSCHEIN                       mit 30 Tage Rückgaberecht Bestellen leicht gemacht! &         0 69 / 92 10 110
 FAX 069 / 92 10 11 800

Absender (Bitte deutlich ausfüllen):            Frau      Herr

Name, Vorname:

Straße / Nr.:

PLZ / Ort:

Geburtsdatum: 

Menge Art.-Nr. Größe Artikelbezeichnung UVP* Personalshop-
Preis –67%

62.234.160 3er Pack Flanellhemden € 99,– € 39,99 € 31,99

#

D 3 0 0 9 0

Bitte keine Zahlungsmittel beilegen. Angebote gelten nur in Deutschland und solange der Vorrat reicht. Wir verwenden Ihre 
E-Mail-Adresse zur Abwicklung des Kaufs und zur Zusendung von Aktionsangeboten. Dem können Sie jederzeit widersprechen. 

* Stattpreise beziehen sich auf Hersteller-Listenpreise oder unverbindliche Preisempfehlung des  Herstellers (UVP)
** Detaillierte Angaben zum Rücktrittsrecht und Informationen zum Datenschutz fi nden Sie auf: www.personalshop.com

www.personalshop.com
Um sich im Shop anzumelden, verwenden Sie bitte diesen PIN-Code!
(1 Monat gültig) Ihr PIN-Code ist gleichzeitig Ihr Gutscheincode. Beim 
Einlösen des Gutscheines im Warenkorb wird Ihr Rabatt abgezogen.

5-Sterne-Personalshop-Garantie
H 2 Jahre Garantie ohne „Wenn und Aber“
H Schnelle Lieferung
H Höchster Qualitäts standard
H Bestpreis-Garantie
H 30-tägiges Umtausch- und Rückgaberecht**

Stand: 08/2018, 55.238 Bewertungen

SEHR GUT
H H H H HD 3 0 0 9 0

Mehr 
Angebote?
Jetzt scannen 
& bequem 
im Katalog 
blättern!

å

Markenartikel zu 
Bestpreisen

A
N
Z
E
IG
E Trendiger 3er Pack: weiche Flanellhemden 

mit Brusttasche! Neu für Sie zum Kennenlernen: 67% Ersparnis-Vorteil!

TOP-Produkt-Vorteile:
3 Supergünstiger 3er Pack
3 100% Baumwolle (Flanell)
3 Perfekte Passform dank   
    Regular-fit-Schnitt
3 Robust, hochwertig und     
   vielseitig
3 Premium-Qualität zum     
   Bestpreis

Größen
39/40 41/42 43/44 45/46

Lässig mit 
Button-Down-
Kragen

Formstabil mit 
verstärkter Rückenpasse 

Robust, vielseitig 
und ewig trendy
Seit Jahren sind die weichen 
Flanellhemden top angesagt. 
Richtig lässig über Jeans, 
manchmal auch leger wie eine 
Jacke über Shirts, sind das echte 
Dauerbrenner für den unge-
zwungenen Freizeit-Look.
Deshalb erhalten Sie sie als 
Neukunde gleich im richtig 
günstigen 3er Pack!

Angenehm-weiche 

Baumwoll-Qualität

3er Pack 

67%

„Sehr gute Qualität!“
Für diesen Superpreis eine 3er

Packung Hemden in toller
Farbstellung und von sehr

guter Qualität. Sehr
empfehlenswert!!! 

Das sagen Kunden: 

31.99
€

Sie sparen € 67,01
gegenüber dem UVP*

UVP*-Preis 99,–
Personalshop-Preis 39,99

BESTPREIS

3er Pack

Mit praktischer
Brusttasche



* Stattpreise beziehen sich auf Hersteller-Listenpreise oder unverbindliche Preisempfehlung des  Herstellers (UVP)
** Detaillierte Angaben zum Rücktrittsrecht und Informationen zum Datenschutz fi nden Sie auf: www.personalshop.com

Bitte keine Zahlungsmittel beilegen. Angebote gelten nur in Deutschland und solange der Vorrat reicht.
Der Verwendung meiner E-Mail-Adresse kann ich jederzeit telefonisch, per E-Mail oder schriftlich widersprechen.

Bearbeitungs- und Versandkostenanteil € 5,90

Gleich einsenden an:
Personalshop
Bahnhofstraße 500
82467 Garmisch-Partenkirchen

Widerrufsrecht: Sie haben das Recht, 14 Tage lang ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag gegenüber der Servus
Handels- und Verlags-GmbH schriftlich, telefonisch, per Fax oder per E-Mail an A-6020 Innsbruck, Gärberbach 9, 
Tel: 069 / 92 10 110, Fax: 069 / 92 10 11 800, offi ce@personalshop.com, zu widerrufen. Die Widerrufsfrist beginnt ab 
dem Tag, an dem Sie die Waren in Besitz ge nommen haben. Senden Sie uns die Ware spätestens 14 Tage nach Ihrem 
Wide rruf zurück. Wir gewähren Ihnen neben dem gesetzlichen Widerrufsrecht eine freiwillige Rückgabegarantie von 
insgesamt 30 Tagen ab Erhalt der Ware, sofern die Ware sich in ungebrauchtem und unbeschädigtem Zustand befi ndet.
Impressum: Servus Handels- und Verlags-GmbH, Gärberbach 9, A-6020 Innsbruck.

#

BESTELLSCHEIN                       mit 30 Tage Rückgaberecht Bestellen leicht gemacht! &         0 69 / 92 10 110
 FAX 069 / 92 10 11 800

Absender (Bitte deutlich ausfüllen):            Frau      Herr

Name, Vorname:

Straße / Nr.:

PLZ / Ort:

Geburtsdatum: 

Menge Art.-Nr. Größe Artikelbezeichnung UVP* Personalshop-
Preis –46%

62.227.780 Strickjacke mit Teddyfutter, anthrazit € 89,95 € 59,99 € 47,99

62.227.793 Strickjacke mit Teddyfutter, dunkelblau € 89,95 € 59,99 € 47,99

D 3 0 0 9 1

Bitte keine Zahlungsmittel beilegen. Angebote gelten nur in Deutschland und solange der Vorrat reicht. Wir verwenden Ihre 
E-Mail-Adresse zur Abwicklung des Kaufs und zur Zusendung von Aktionsangeboten. Dem können Sie jederzeit widersprechen. 

* Stattpreise beziehen sich auf Hersteller-Listenpreise oder unverbindliche Preisempfehlung des  Herstellers (UVP)
** Detaillierte Angaben zum Rücktrittsrecht und Informationen zum Datenschutz fi nden Sie auf: www.personalshop.com

www.personalshop.com
Um sich im Shop anzumelden, verwenden Sie bitte diesen PIN-Code!
(1 Monat gültig) Ihr PIN-Code ist gleichzeitig Ihr Gutscheincode. Beim 
Einlösen des Gutscheines im Warenkorb wird Ihr Rabatt abgezogen.

5-Sterne-Personalshop-Garantie
H 2 Jahre Garantie ohne „Wenn und Aber“
H Schnelle Lieferung
H Höchster Qualitäts standard
H Bestpreis-Garantie
H 30-tägiges Umtausch- und Rückgaberecht**

Stand: 07/2018, 53.652 Bewertungen

SEHR GUT
4.53/5.00

H H H H H

D 3 0 0 9 1

Mehr 
Angebote?
Jetzt scannen 
& bequem 
im Katalog 
blättern!

å

Markenartikel zu 
Bestpreisen

A
N
Z
E
IG
E Herrlich warm mit Teddyfutter

Hier hat die Kälte keine Chance
Herrlich warm mit Teddyfutter Neu für Sie zum Kennenlernen: 46% Ersparnis-Vorteil!

TOP-Produkt-Vorteile:
3 Oberstoff: 100% Polyacryl,  
    Futter: 100% Polyester
3 Innen hochwertiges    
   Teddyfutter
3 Ganzjahresbegleiter: im  
   Sommer als Überzieher, im  
    Winter als Unterjacke
3 Marken-Produkt in zwei    
   zeitlosen Farben
3 Top-Qualität zum      
   Sensationspreis

Bestpreisen

dunkelblau

Größen
M L XL XXL 3 XL 4 XL

46%

Langlebige Strick-

jacke in zeitlosem 
Design

Trendstarke Designs für den 
individuellen Stil

Die Marke kreiert modern 
interpretierte Trachtenmode. 
Endlos gemütlich, penibel ver-
arbeitet und passend für jeden 
Tag! Jedes Kleidungsstück von 
Hinterstoisser verweist auf 
einen Stil, der vertraut ist. Sei 
es in traditionellen Strickmus-
tern, bewährten klassischen 
Schnitten, den natürlichen Ma-
terialien oder den modischen 
Stil-Extras. Dass Mode heimelig 
sein kann, hat Hinterstoisser 
mit Erfolg bewiesen! 

„Super!“
Schön, kuschelig warm und

sehr bequem. So etwas
hat mir noch gefehlt. 

Das sagen Kunden: 

anthrazit

47. 99
€

Sie sparen € 41,96
gegenüber dem UVP*

UVP*-Preis 89,95
Personalshop-Preis 59,99

BESTPREIS

bis 4 XL
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